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Felegraphiſche Machrichten. 

Königsberg i. Pr., 14 Januar. Die Provinzialſynode der 
Provinz Preußen wird, wie die „Könizsb. Hart. Zeitung“ meldet, am 
30. d. M. hier zuſammentreten. 

Deutſch⸗Krone, 14. Januar. Bei der heutigen Erſatzwahl für 
das Preußiſche Abgeordnetenhaus im bieſigen Wahlbezirke wurden, 
amtlicher Mittheilung zufolge, Geb. Rath v. Brauchitſch in Berlin 
und Kreisgerichtsdirektor v. Bismarck in Merſeburg gewählt; der 
Erficre erhielt 182 von 266, der Letztere 171 von 217 Stimmen. 

Breslau, 14. Januar. Der Kultus miniſter Dr. Falk iſt zur 
Theilnahme an der funfzie jährigen Jubelfeier ſeines Oheims, des 
Krcisgerichtsdirektor Wachler, hier eingetroffen, reiſt aber ſchon mit 
dem Nachtſchnellzuge wieder nach Berlin zurück. 

Wien, 14. Januar. [Prozeß Ofenheim.] 
Sitzung begann das Zeugenverhör. 

Zuenſt wurde der frühere Miniſter Grocholski vernommen, der 
unter Bangnabme auf die feiner Zeit im Reichstage ge Ins: 
terpellalion über den ſchlechten baulichen Zuſtand der Bahn angab, 
daß die Meinungen über die Beſchaffenheit der Bahn ſehr getheilt ge⸗ 
weſen ſeien Darauf folgte vie Vernebmung der Zeugen Zapalowicz 
(früherer Oseringenienr der Karl⸗Ludwige⸗Babn), Gutöbchger Krze⸗ 
czunowitz, Schellenberg (Viscpräftvent der Lemberger Handelskammer) 
und Qultzor. Dieſelben bezeichneten im Allgemeinen den Bau und den 
B. trieb der Bahn als mengelbaft, wodurch häufige Störungen im 
Berkehr bervorgerufen ſeien. Die Angaben der vernommen en Zengen 
äber die Qaalität der Schwellen ſtanden mit einander nicht im Ein⸗ 
klang. Krieczunowitz und der Ingenieur Hoenigsſchmidt wollten wiſ⸗ 
ſen, daß Ofenheim die Lieferung der Schwellen mit 140 Kreuzer per 
Stück über nommen habe. 

Nachdem der Vertheidiger darauf noch die Vorladung des Statt⸗ 
halters von Galizien, Goluchowsli, des Landmarſchalls der Bukowina, 
Kochanowski, und des früheren Statthalters der Bukowina, Pino, 
beantragt hatte, wurde die Sitzung auf heute Nachmittag um 4 Uhr 
vertagt. 

Paris, 14. Januar. Die Abtheilungen der Nationalverſamm⸗ 
lung haben eine aus 15 Mitgliedern beſtehende Kommiſſion gewählt, 
welche eine Unterſuchung der Vorgänge bei der Wahl des (bonaparti⸗ 
ſtiſchen) Deputirten de Bourgoing im Departement de la Nievre vor⸗ 
nehmen fol. Sämmtliche Kommiſſtons mitglieder, mit Ausnahme eines 
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Bourgoing zu beſchränken, ſondern auf alle bonapartiftiihen Umtriebe 
überhaupt auszudehnen. 

Valencia, 14. Januar. Ein könig⸗iches Dekret ſtellt die militä⸗ 
riſchen Orden von Santiago, Calatrava, Alcantara, ſowie die übri⸗ 
gen Orden wieder her. 

London, 14. Januar. Die hier gebaute deutſche Panzerfregatte 
„Kaiſer“ hat geſtern das Trockendock an der Theuiſe verlaſſen und 
wird die für dieſelbe beſtimmte Bemannung demnächſt hier erwartet. 
— Der „Times“ wird aus Valparaiſo“ vom 9. d. gemeldet, daß die 
peruaniſchen Regierungetruppen am 30. Dezember v. J. die Aufſtän⸗ 
diſchen unter Pierola in einem Gefecht völlig geſchlagen haben. Der 
Aufſtand iſt dadurch vorausſichtlich beendigt. 
flohen. — Das aus der Kathedrale von Sevilla vor Kurzem entwen⸗ 
dete Murillo'ſche Gemälde „Der heilige Antonius“ iſt nach einer Mit⸗ 
theilung der „Times“ aus Newyork dort kei zwei Spaniern, welche 
den Verſuch machten, daſſelbe zu verkaufen, mit Beſchlag belegt. Das 
Gemälde, welches erhebliche Beſchädigungen erlitten hat, befindet ſich 
letzt in den Händen des ſpaniſchen Konſuls. 

Bukareſt, 14 Januar. Die Regierung hat ſich bereit erklärt, 
nach dem öſterreichiſchen Vorbild ein allgemeines Geſetz behufs hypo⸗ 
thekariſcher Eintragung auf Eiſenbahnen den Kammern vorzulegen, 
nachdem ein Schiedsgericht das Recht der rumäniſchen Eifenbabnen- 
Aktiengeſellſchaft auf Ausgabe von hypothekariſch ſicher geſtellten Obli⸗ 
gationen anerkannt habe. Der Vertreter der Eiſenbabngeſellſchaft hat 
Hiergegen remonftrirt, da dieſes Recht durch die Konvention außer 
allem Zweifel geſtellt iſt. 

Waſhington, 14. Jauuar. Die angekliadigte Botſchaft des 
Präftdenten Grant iſt heute dem Kongreſſe unterbreitet worden. 
Die Bolſchaft antwortet auf die an den Präſt denten gerichtete Bitte 
des Senats, Aufklärung über die militäriſche Intervention in Louiſiana 
zu ertheilen, und erklärt, daß die in dieſem Staate in den Jahren 
1866 und 1868 ſtattgebabten Unruhen, die Metzeleien, welche ſich in 
Collax und in Conſtantia ereignet hätten, und ferner die Gewaltthä⸗ 
tigkeiten des Gonverneus M' Enery in New » Ocleans, wo Kellog auf 
gewaltthärige Weile abgefeg! worden fei, als ein Beweis angeſehem 
werden müßten, daß die letzten Vorgänge in Louiſiana nicht durch 
Maßregeln der Regierung veranlaßt, ſondern aus einer gegen die re⸗ 
publikaniſche Partei gerichteten Verſchwörung hervorgegangen ſeien. 
Obgleich auch die Wahl Kellog's zum Gouverneur von Ungeſetzlichkei⸗ 
ten nicht feeigeblieben fei, ſei feine Berechtigung dieſen Poſten zu beklei⸗ 
den, doch unzweifelhafter wie das Recht von M Enery. Die letzten Maß ⸗ 
regeln der Unterſuchungskemmiſſion ſeſen völlig geſetzlich geweſen und 
die derſelben angehörigen Perſonen hätten ein Recht zur Bekleidung ihrer 
Stellen Die militärifde Intervention ſtehe nicht im Einklang mit den 
Grundſätzenkder Regierung, aber die in der geſetzjebenden Verſammlung 
von Pouifiana herrſchende Verwirrung rechtfertige das Vergehen der 
Requiſition des Gouver⸗ 
neurs nachkamen, als fie durch ihre Maßregeln dem Geſetz ihre ſtarke 
Hand liehen, Gewaltthätigkeiten und Mordthaten vorbeugen und 
einen vorbedachten Plan zur Abſetzung Kellogs und zur Empörung 
gegen die Regierung verhinderten General Sheridan habe, unbeein⸗ 
flußt vom Parteigeiſte, aus ehrlicher Ueberzengung und auf Grund 
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der von ihm gemachten Erfahrungen, die Führer der Liga verdienter⸗ 
maßen gekennzeichnet und zu ſummariſchen, geſetzlich zwar nicht vor⸗ 
geſebenen, aber wirlſamen Maßregeln die Hand geboten. Am Schluſſe 
der Botſchaft macht der Präſident dem Kongreſſe ein energiſches Han- 
deln zur Pflicht und verheißt, daß er ſich bei Ausführung ſeirer 
Maßregeln nur durch den Geiſt und den Buchſtaben des Geſetzes 
5 laſſen werde, ohne ſich durch Furcht oder Mißgunſt beirren zu 
aſſen. \ 


Deutſ⸗her Reichstag. 
43. Sitzung. - 


Berlin, 14. Jan. 11 Uhr. Am Tiſche des Bundesrathes Delbrück, 
Leonhardt, Fäuſtle, Geh. Räthe Friedberg, Herzog u. A. 

Zunächſt wird das Geſetz, betreff. die Einführung von ſechs 
Reichsgeſetzen in Elſaß⸗Lothringen einſchließlich der Juſtiz⸗ 
geſetze, welche auf Grund der Erweiterung der Nr. 13 des Art. 4 der 
Verfaſſung emaniren werden, nach den Beſchlüſſen der zweiten Bera- 
tbung definitiv genehmigt, dagegen in Bezug auf die redaktionelle Faſ⸗ 
ſung der Modalität, mik welcher das dritte in der Vorlage aufgeführte 
Neichcgeeß DArt 27. Juni 1871 (betreff. die Penſionirung und Verſor⸗ 
gung der Militärperſonen des Reichsheeresz und der Marine, fomie 
die Bewilli zungen für die Hinterbliebene) für die Reichslande in Wirk, 
ſamkeit treten ſoll, nämlich mit der Abänderung und Ergänzung durch 
das Geſetz vom 4. April 1874, die Regierungsvorlage wieder hergeſtellt. 
Die Faflung der letzteren war auf den Antrag des Ab. Dr. Proſch 
abgeändert worden; Abg. Marquardſen weiſt aber heute nach, daß 
dieſe Abänderung keine Verbeſſerung ſein würde, und der Vertreter 
des Reichskanzleramtes, Geh. Rath Herzog, ſowie das geſammte 
Haus ſtimmen ihm bei. 

Hieran ſchließt ſich die erſte Berathung des Geſetzentwurfs, betr. 
die Erwerbung von zwei in Berlin gelegenen Grundſtük⸗ 
ken für das Reich. Er lautet: 

§ 1. Der Reichskanzler wird ermächtigt, zum Ankauf der zu Ber⸗ 
lin in der Wilhelmsſtraße Nr. 77 und in der Königgrätzer Straße 
Ne. 134b gelegenen Grundſtücke für das Reich den Betrag von ſechs 
Millionen Mark zu verwenden. 

9 2. Die Mittel zur Deckung dieſes Betrages und der Koſten des 
Kaufzeſchäfts find aus dem verfügbaren Beſtande der von . 
gezahlten Kriegekoſten⸗Entſchädigung und den davon aufgekommenen 
Zinſen zu entnehmen. 22 8 

Das erſtere der beiden Grundflide gebört den Erben der berftor- 
benen Fürften Wilhelm and Boguslaw, das lestere den Fürſten An⸗ 
{on und e e In dem notariellen Berlrag vom 9. 
Dezember 1874. den das Reich mit den Ra zuoins abgeſchloſſen 
haben dieſelben die Einwilligung der Miterben bez. des Grandi 
in der Wilhelmsſtraße, binnen längſtens acht Wochen zu beſchaffen, an» 
dernfalls aber eine Konventionalſtrafe von 600,000 Maik an das Raich 
zu zahlen ſich verpflichtet. Im Auguft d. J. hatten zwei gerichtliche 
Sach derſtänbige den Werth der beiden Grunditüde auf 4,927,528 M. 
abgeſchätzt. Die oberſte Reichsbehörde hält aber eine Erhöhung diefes 
Preiſes um 1. Mill. Mark für durchaus gerechtfertigt, wenn ſie ſich 
die Gelegenheit nicht entgehen laſſen ſoll, einen überaus werthvollen, 
a unerſetzlichen Beſitz aus den Händen der erſten Beſitzer zu erwer⸗ 

en, den man aus zweiter Hand, wenn überhaupt, ſicher zu einem un⸗ 
gleich böseren Preiſe kaufen müßte. Die Einrichtungen des Reiches 
find in fo ftetig fortſchreitender Entwickelung, daß man bei der be. 
ſchränkten Zahl von Gebäuden, welche für die oberſten Reichsbehörden 
überhaupt du Ausſicht zu nehmen find, nach der ſich hier darbietenden 
Erwerbung raſch zugreifen muß, auch wenn, wie die Motive ſagen, 
ihr Verwendungszweck ſich augenblicklich noch nicht 


beſtimmen läßt. g 5 7 3 
Aba. Duncker: Es iſt etwas ungewöhnliches 6 Millionen für 
den Ankauf von Gebäuden zu fordern, ohne daß der Zweck ihrer Ver⸗ 
wendung feſtſteht. Es ließen ſich nun verſchiedene folder Zwecke auf: 
ſtellen. Zunächſt könnte der Reichskanzler in einem der zu erwerben; 
den Grundſtücke einen Wohnſitz erhalten, wie er der Würde des erſten 
Beamten des Reiches enkſpricht, währen d das Hotel, in dem er ſich 
jetzt befindet, nicht blos theilweiſe, fondern ganz und gar Dienſt wecken 
gewidmet werden könnte. Durch den Bau eines beſonderen Gebäudes 
für einzelne Dienſtzweige des auswärtigen Amtes wird die Tbätiafeit 
deſſelben ohnehin in wenig wünſchenzwerther Weite getheilt Die Mo⸗ 
tive bedürfen in dieſer Beziehung der Vervollfändigung, auch wäre 
en Situationsplan zur Orientirung des Reichstages wünſchenswerth. 
Der Preis würde ſich nach der Vorlage auf 79 Thlr. pro Quadrat. 
meter oder 1145 Thlr. pro Quadratruthe ſlellen; über die Höhe dieſes 
Preiſes kann man nur urtbeilen, wenn angegeben wird, wie die Ge: 
bäude und das Hinterland beſchaffen ſind und wie ſich in der letzten 
Zeit nach dem Krach die Preiſe für Grundſtücke in unmittelbarer Nähe 
des jetzt zu verkaufeuden geſtellt haben; in der Voßſtraße z. B. hat das 
preußiſche Handelsminiſterium 1800 Thlr. pro Quadrat ruthe gezahlt. 
Uebrigens wird das Reich bald noch mehr Grunoſtücke brauchen und 
08 ER ee zu fagen, wenn wir das in Rede ſtehende 
leichſam auf Vorrath kaufen. 8 Ka 

l Präſident Derbrück: Es iſt allerdings unnewötnlich, daß das 
Haus gebeten wird, eine Summe zum Ankauf eines Grundſtückes zu 
bewilligen, obne daß über deſſen Verwendung ſchon eine beſtimmte An⸗ 
gabe vorliegt; ich bin auch nicht in der Lage, nach dieſer Seite hin 
die Motive zu ergänzen. Für den Ankauf iſt der leitende Geſichte 
untt der geweſen, daß es mit Rückſicht auf den ganz unzweifelhaft 
Beporflekenden Bedarf eines Terrains für das Reich, das in einiger 
Nähe der jetzigen Reichsbebörden liegt, geboten war, den gegebenen 
günftigen Augenblick zu benutzen und ein Geundflüd zu erwerben, 
welches im eminenten Maße geeignet iſt, dergleichen künftigen Bedürf 
niſſen für das Reich gerecht zu werden. Der Vorredner bat bereits 
eine Kombination aufgeſtellt; ich kann aber ſagen, daß dieſalbe bei 
dieſer Vorlage nicht entſcheidend geweſen iſt. Wenn der Herr Reichs⸗ 
kanz'er nicht durch Unwohlſein verhindert wäre zu erſcheinen, ſo würde 
er Ihnen fagen, daß er für ſeine Perſon gern in dem Haufe bleibt, 
weil ihm die gewohnten Räume behaglicher ſind, als neue Räume, an 
die er ſich erſt gewöhnen müßte. Es liegt aber noch eine andere Kom⸗ 
bination nahe. Es in allerdings noch nicht abzuſehen, welches Ergeb- 
niß die Berathung der Juſtizgeſetze haben wird; es iſt aber doch zu 
erſehen, daß fie ſo gedacht find, daß in Berlin ein großer Reichs 
gerichtshof errichtet werden wird, für welchen zwar Berlin noch nicht 
definitiv in Ausſicht genommen, aber doch böchſt wahrſcheinlich als 
Sitz gewählt werden wird. Den Situationsplan des Grundſtückes 
erlaube ich mir biermit zu überreichen. (Der Plan wird auf den Tisch 
des Hauſes ge egt und von 1 30053 Mitgſtedern beſichtigt.) In 
Beziehung auf die Taxe habe ich Folgendes mitzulheilen. Der Werth 
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der Gebäude wird berechnet auf etwa 197,000 Thlr. Es iſt der Grund 
und Boden an der Wilhelmsſtraße auf 60 Maler Tiefe fte den Quas 
dratmeter zu 140 Thlr. berechnet. Von der Front nach der Könias⸗ 
re auch auf 60 Meter Tiefe für den Quadratmeter auf 107 
bir. berechnet. Es find dies in der Wilbelmsſtraße 4454 Quadrate 
meter mit zuſammen 624,000 Thlr., in der Königgrätzerſtraß 1227 
Quadratmeter mit 131,000 Thlr. Die übrigen 19,668 Quadratmeter 
find mit 35 Thlr. pro Quadratmeter mit zufammen 688 000 Thlr. ber 
rechnet. Der Kaufpreis überſchreitet allerdings nicht ner dg die 
Taxe; dieſes Mehr aber rechtfertigt ſich, wenn man in Erwägung 
steht, daß die Unterftellung, es könnte für die Front an der Wilbelms⸗ 
ſtraße nur eine baufdhige Fläche von 60 Meter Tiefe gerechnet wer⸗ 
den, ſehr mäßig ift, daß man eine viel größere Tiefe als 60 Fuß zu 
Bauzwecken ausnutzen kann. Es iſt ferner anzuerkennen, daß das 
Grundſtück für das Reich beſonders gut gelegen iſt; daher mußte ſich 
das Reich auch gefallen laſſen, mehr bezahlen zu müſſen als ein ande⸗ 3 
rer. Wir haben uns aber für verpflichtet gehalten, dieſe Gelegenheit 
5 zu laſſen, auch wenn der Preis hoch war. 
og. Miquel: Die Budgetkommiſſion des preußiſchen Ab m 
netenhauſes hat ſich be eits früher mit dieſem Fran ne 25 
aber abgelehnt aus eigener Initiative einen Antrag zu deſſen Ant 
zu fiellen; fie hat ſich aber gleichzeitig dahin ausgeſprochen, daß es im 
öffentlichen Intereſſe läge, das fragl de Grundſtück für Preußen oder 
für das Reich zu erwerben, daß es aber für das Reich pe 
geeignet fei. Damals gingen wir von der Auffoſſung aus, daß Br — 
und auch das Reich auf die Grundſtücke in der Wilhelmſtraße in ſol⸗ 
chem Maße augewieſen ſei, daß kaum eir Grundſtück derſelben, welches 
zu verkaufen ift, nicht für öffentliche Zwecke erworben werden follte. 
Ich habe es lebhaft bedauert, daß das Voſſiſche Grundstück an Brivat- 
ſpekulanten gekommen iſt. Was vie bohen Preiſe angeht, fo möchte ich 
anführen, daß die Grundſtuckspreiſe in der Wilbelmſtraße ganz un⸗ 
ſchätzbare und gar nicht zu klaſſiſizirende find. Ich empfehle den Ge⸗ 
ſetz Entwurf zur Annahme, weil durch die Nichterwerbang ein Scha - 
den l der ſpäter gar nicht zu erſetzen iſt. 1 
a v. Unruh (Magdeburg): Da man die Frage, ob das Reich 
dieſes Grunditüd in nicht allzu ferner Zeit nn ob en > 
ſchieden pe kann, fo bin ich keinen Augenblick zweifelhaft, daß das 
Grandſtück jetzt Thon angekauft wird. Ich weiß es aus eigener Er⸗ 
fahrung, daß Eiſenbahnen für Grundſtücke, deren Ankauf ſie erſt ab⸗ 
lehnten, weil kein augenblickliches Bedürfniß vorlag, ſpäter den dreifa⸗ 
chen, ja zehnfachen Betrag haben zahlen müſſen. Die Potsdamer Bahn 
lehnle den Ank 0 eines Grundſtückes in der Nähe des Bahnhofes, wel⸗ 
005 Pa . get Eben Ag 5 und mußte fpäter dafür 
50, Ar. zahlen. Aehnlich ging es der Berliner Gasanſtalt. Aus > 
diefem Grunde werde ich für die Vorlage ſtimmen. 8 Rat SE 5 
Abg. Lasker: Ich will nur dagegen proleſtiren, daß als ein 
Motiv für dieſes Geſetz die 9 Verlegung des 3 Serie 
Es thut mir leid, N 4 N 


boſes noch Berlin angeführt iſt 
Frage, Über die Bundes ralh und R ag noch nicht ſchlüſſig 
ier als Motiv angeführt wird. Ich möchte vielmehr eine andere Fra 
hier anknüpfen, was nämlich aus dem Reichstagsgebäude werden ſo 
Die Seſſion gebt zu Ende, ohne daß die Sache zum Austrag gebracht 
wird. Ich möchte den Herrn Präſidenten bitten, dieſe Frage als be⸗ 
ſonderen Gegenſtand, oder vielleicht mit der dritten fung dieſes Ge- 
Ser we zur Erörterung zu bringen. x 3 
räſident Delbrück: Ih babe durch die Beziehung auf die 
Eventualität, daß der oberſte Gerichtshof in Berlin ſeinen S i 
der Frage ſelbſt nicht im Entfernteſten vorgreifen wollen. as die 
Frage nach dem Reichstagsbau betrifft, ſo kann ich tbatſächſich de⸗ 
merken, daß dieſe Erwägung bei der Frage üder den Ankauf dieſes 
Grundſtückes nicht entſcheidend geweſen iſt, weil wir nicht geglaubt 
haben, daß die beiden Grundſtücke, um die es ſich handelt, zuſammen 
für ein Parlamentsgebände ausreichen konnten, denn nach beiden 
Seiten ſtoßen wir an Grundſtücke, die uns nicht gebören. Was die 2 
Frage des Parlamentsbaues im Uebrigen betrifft, fo kann ich bier nur 
eine thatſächliche Mittheilung machen, daß nämlich das Reichskanzler⸗ 
amt ſofort nach dem Ableben des Grafen Racziynski den Verſuch ge⸗ 
n über 
daß 
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macht hat, ob ſein Erbe geneigt fein würde, auf Verhandlun 
den Ankauf des Grundſtückes durch das Reich e a = 
er der beſtimmteſten Verneinung begegnet iſt. 2 
Abg. Windthorſt: Ich werde für den Geſetzentwurf ſtimmen, 
weil mir der Abg. v. Unruh die Breifmirnigteit  Debudie bat nd 
weil, wenn das Kroll'ſche Grundſtück aufgegeben werden ſollte, kein 
Platz mir geeigneter für das Reichstagsgebäude erſcheint, als die 
fraglichen Grundſtücke. Wenn ich aber fürchten müßte, daß der An⸗ 
kauf dieſer Grundftüde, in irgend welcher Richtung dazu beiträge, 
das künftige Reich ͤgericht nach Berlin zu verlegen, fo würde ich gegen 
den Geſetzentwurf ſtimmen; denn ich halte es für ein wirkliches Un⸗ 
glück, wenn das höchſte Gericht nach der Reſidem verleıt wird. Ber⸗ 
ſiu ſcheint mir übrigens feiner ganzen geograpbiſchen Lage nach nicht 
18 geeignete Dit, um alle Zentralbehörden des Reiches dahin zu 
egen. +3 
Abg. Duncker: Ueber die Frage des Preiſes bin ich nach den 
Erklärungen des Präſidenten Delbrüd berubigt. Ich 7 aber 
nicht, wie der Abg. Windthorſt. daß irgend eine Möglichkeit vorhan⸗ 
den iſt, auf den beiden vereinigten Grundſtücken das Reichstags⸗ 
gebäude zu errichten. Nach einem mir vorliegenden Situationsplan 
würden dieſelben kaum hinreichen, das Gebäude aufzunehmen, viek 
weniger noch für daſſelbe die hinreichenden Zugänge zu eröffnen. Es 
ließe ſich allerdings durch Ankauf des Decker ſchen Grundstückes, deſſen 
Preis auf 2% Millionen Thaler veranſchlagt wird, eine Kombination 
herſtellen, welche Platz für das Reichstagsgebäude ſchaffen würde; 
aber auch dann müßte man noch den Garten des Hausminißteriums 


Hiermit ſchließt die erſte Leſung. In zweiter Leſun di 
8 des Geſetzes 2985 Debatte faſt luftig ge⸗ 
Es folgt die erſte Berathung des zwiſchen dem deut eic 
und Belgien geſchloſſenen Sete ee . 
am 21. Dezember 1874 in Brüſſel abgeſchloſſen und dazu Beffumunt . 


die fünf verſchiedenen Auslieferungsverträge, welche der norddeutſche 
und, Baiern, Würtemberg, Baden und Hiflen mit Belsien abge⸗ 
ſchloſſen hatten, in einer der Einheit des Reiches und des deutſchen 
Strafrechts entſprechenden Weiſe zu vereinfachen, wie ſolches bereits 
Italien, England und der Schweiz gegenüber geſchehen it. Der Ver⸗ 
trag beſteht aus 17 Artikeln, deſſen erſter unter 34 Nummern die 
ſtrafbaren, im Gebiete des erſuchenden Stagtes begangenen und da⸗ 
ſelbſt ſtrafbaren Handlungen aufzäult, deren Thäter oder Theilnehmer 
als verurtheilt oder in Anklagezuſtand verſetzt oder zur gerichtlichen 
= AUnterſuchung gezogen auszuliefern fein würden. 
Abg. Dr. Oppenheim: Meine Herren! Niemand wird be⸗ 
5 reiten, daß in dem vorgelegten Vertragsentwurſe ein großer Fort: 
ſchritt enthalten iſt. Er tritt an die Stelle von fünf Verträgen, die 
bisher zwiſchen dem norddeulſchen Bunde und den ſüddeutſchen Stag⸗ 
ten einerſeits und Belgien andererſeits gegolten haben. Wenn darin 
ſchon ein politiſcher Fortſchritt liegt, den wir der Einigung des deut: 
ſchen Reiches verdanken, fo beeinflußt dieſer Fortſchrut auch direke den 
AZnhalt des Vertrages, indem er z. B. den Begriff der Grenze verän⸗ 
dert. Während die Verpflichtung der Auslieferung bis zur Grenze 
früher nur die Grenze des norddeutſchen Bundes oder etwa Badens, 
Wuürtembergs u. ſ. w. betraf, fo bedeutet fie jetzt die Grenze des deut⸗ 
ſchen Reiches. 
5 Eeein anderer Fortſchritt, der in vieſem Vertrage enthalten iſt, iſt 
die Ausdehnung des Gebietes der Geſetzesherrſchaft, die Ausdehnung 
= des Inhalts des Vertrages auf eine Reihe von Verbrechen und Ver⸗ 
gehen, die bisher darin nicht enthalten war, und ein Anſchluß an das 
naue deut ſche Strafgeſetzbuch. Indeſſen war diejer letzte Fortſchrilt 
nicht vorbehaltlos zu machen, weil ja die Kategorien von Verbrechen, 
auf die ſich der Vertrag bezieht, nicht blos nach unſerem Geſetz abge⸗ 
mieceſſen werden, fondern auch nach dem Geſetzbuch des andern kontra⸗ 
hirenden Staates. Eine Grundlage des im neueren Völkerrecht ent: 
wickelten und immer weiter ausgebildeten Aaslieferungsrechtes beſteht 
nämlich darin, daß die Auslieferungs pflicht nicht weiter übernommen. 
wird als die Strafgen alt im einzelnen Inlande ſich erſtrecken darf, 
daß der einzelne Staat nur inſoweit ausliefert, als er auch feibit be⸗ 
rafen würde. Es bezieht ſich z. B. dies au d auf diejenigen Ver⸗ 
zechen, welche in einem dritten Staate begangen worden find. Wan 
das die eine Grundlage des modernen Auslieferungsrechtes iſt, fo iſt 
2 die andere die möglichſt ſorgfältige Ausſchließung aller politiſchen Ver⸗ 
folgungen. Gerade in der Zeit, als die Auslieferungsverträge zuerſt 


Sr 
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mit größerem Eifer erzielt und betrieben wurden, als ſie noch in der 
erſten primitives Form auf einige Hauptverbrechen ſich beſchränkten, 
war es ein große Intereſſe namentlich derjenigen Länder, die durch 
ihre natürliche und politiſche Beſchaffenheit gleichſam zu Aſylen beſlimmt 
find, wie England, die Schweiz, Belgien, jede Möglichkeit einer poli⸗ 
Itſchen Verſolgung auszuſchließen, die ſich an eine Auslieferung knüpfen 
könnte. Der Punkt iſt auch in unſerem Vertrage gewahrt, doch 
nicht fo vollſtändig, als ich es gewüuſcht hätte, namentlich halte ich 
die Faſſung des betreffenden Paragraphen nicht für entſprechend. Die 
. politiſchen Verbrechen ſind ja ohnedies nicht aufgenommen unter 
Diejenigen Verbrechen, wegen deren ausgeliefert werden darf. Darin 
liegt aber noch keine ausreichende Beruhigung, ſondern es kbnnen ge⸗ 
meine Verbrechen mit politiſchen Tendenzen kombinirt fein, wie es bei 
Münzvperbrechen in einzelnen biltoriih bekannten Fällen geſchehen iſt. 
Auch in ſolchem Fall ſoll die Auslieferung ausgeſchloſſen ſein, ja die 
Aſylländer haben ſich dagegen zu verwahren geſucht, daß die Außlicfes 
kung wegen eires gemeinen Verbrechens nicht ſpäter zur Verfolgung 
von politiihen Verbrechen gemißbraucht werde, welche vor der Auslies 
erung begangen worden ſind. Unſer Vertrag mit der Schweiz geht 
ogar fo weit, auch die Möglichkeit aus uſchließen, daß ein von uns 
an die Schweiz oder von der Schweiz an uns Ausgelieferter an eigen 
dritten Staat weiter n werden könne wegen eines früher be⸗ 
gangenen politiſchen Verbrechens, — eine Kautel, die ihre ſehr prak⸗ 
iſche Bedeutung baben kann. Dieſer letzte Punkt iſt in den vorliegen⸗ 

en Vertrag nicht aufgenommen. 
Außerdem ſcheint mir die Faſſung inkorrekt, indem fie das allge: 
Prinzip in den Winkel ſtellt und einen falſchen Satz voranſtellt. 


6 beginnt nämlich mit dem Satze: „Die Beſtimmungen des 
Vertrages finden auf ſolche Per ſonen, die ſich irgend 
zütiſchen Verbrechens oder Vergehens ſchuldig gemacht haben, 
Anwendung.“ Das iſt nicht in Frage zu ſtellen. Es geht uns 
nichts an, ob dieſe Perſonen ſich eines politiſchen Verbrechens 
ſchuldig gemacht haben, da ſolche Verbrechen nicht im Vertrage ſtehen, 
ſondern es ſoll überhaupt mit den Folgen der Auslieferung keine po⸗ 
litiſche Tendenz verknüpft werden können. 5 
Dann kommt etwas, was wichtiger iſt, nämlich: „Die Perſon, 
welche wegen eines der im Art. 1 und 2 aufgeführten gemeinen Ver⸗ 
brechens ober Vergehens ausgeliefert worden ift, darf demgemäß in 
. Staate, an welchen die Auslieferung erfolgt iſt, in keinem 
Fall wegen eines von ihr vor der Auslieferung verübten poliliſchen 
Berbrechens oder Vergehens, noch wegen einer Handlung, die mit 
einem ſolchen politiſchen Verbrechen oder Vergehen im Zuſammenhang 
ſteht, noch wegen eines Verbrecheus oter Vergehens, welches in dem 
gegenwärtigen Vertrage nicht vorgeſehen iſt, zur Unterſuchung gezogen 
Und beſtraft werden.“ Dieſer letzte Satz iſt der allgemeine, der dor⸗ 
angeſtellt werden müßte, der nicht blos die politiſchen Verbrechen be⸗ 
greift. Das Verpot jeder weiteren Ausbeutung des Auslicferunzsver⸗ 
trages durch Verfolgung wegen politiſcher Verbrechen oder Tendenzen 
mußte in der Togt hinterher kommen. Ich bemerke dies nur, weil mir 
für einen durch fünf andere Verträge vorbereiteten Vertrag rie Faſſung 
Auffallend ungenau erſcheint; dieſelbe war beſſer im bairiſchen, wür⸗ 
tembergiſchen und auch im badiſchen Vertrage, allerdings nicht anders 
im heſſiſchen und norddeutſchen. Die garze Richtung dieſes Ver⸗ 
trages war uns übrigens durch ein Geſetz vorgeſchrieben, welches 
er belgiſche Staat fin am 15. März 1874 über die Bedingungen 
egeben hat, unter welchen es auf Aus lieferungs verträge einzu⸗ 
gehen berechtigt und verpflichtet ſein wolle. Die Geſetzgebung 
des bel iſchen Staates hat der belgiſchen Regierung in einer 
ſehr würdigen und nachahmungswerthen Weiſe die Normen vor⸗ 
geſchrieben, unter welchen Bedingungen die Regierung auf Aus⸗ 
lieferungsverträge eingehen kann und fol. Wir mögen nun vielleicht 
fagen, 25 ein ſolches Staats geſetz durch die konſtante Praxis des mo 
dernen Völkerrechts und deſſen gleichmäßige Entwickelung ſowohl 
nach der Seite der Humanität, als auch nach der Seite 
in entbehrlich werde, daß die Herrſchaft des Strafgeſetzes 
zuch über die Landesgrenzen hinaus gusgedehnt werde. Das belgiſche 
Gſetz enthält aber einen anderen Punkt, der auf vertragsmäßigem 
Wege nicht gewahrt werden kann und den ich der in den nächſten 
Tagen zu bi denden Juſti kommiſſion für die großen Juſtiz Reorgani. 
ſattonsgeſetze empfehlen möchte, nämſich die gerichtlichen Garantien bei 
P eüfung der Geſetzmäßigkeil einer Auslieferung feſtzuſetzen, jo daß 
auch für das innere Staatsrecht geordnet werte, unter welchen Kaute⸗ 
en und Garantien eine Auslieferung geſchehen darf. Noch ernen Punkt 
Enn ich in dieſem Vertrage lobend erwätznen, der leider in anderen 
Verträgen noch fehlt, wenn nicht in den meiſten europäiſchen Veuträ⸗ 
en, fo doch in den Verträgen mit Nordamerik. Es iſt nämlich in 
xt. 12 ausgeſprochen, daß die Koſten der Auslieferung bis an die 
Grenze des ausliefernden Staates von dem auslicfernden Staate 
etragen, alſo niedergeſchlagen werden. Der Auslieferungspfliat 
eines Staates entſpricht meines Erachtens auf der anderen 
Seite ie Verpflichtung des Staates, feine Rechts phäre im 
Föffentlichen und Strefrecht möglichſt zu erweitern, die Ausliefes 
rung zu betreiben, ſoweit dadurch Rechtsſicherheit gewährt 
erden kann. Nun leben wir wit Nordamerika in dem Ver⸗ 
haltniſſe, daß dort die Koſſen der Auslieferung nach der gan⸗ 
zen Geſchäftsloge der dortigen Jurisprudenz und nach der 
roßen Entfernung dußerordentlich hoch werden können und 
zadurch haben ſich Verhältniſſe und Thatſachen ausgebildet, die weder 
dem nalionalen Anjeben des deutſchen Richs noch der Würdigkeit 
nierer Rechts pflege entſprechen. Es kommt vor, daß dort ein Ver- 
recher mit großen Koſten zu Stande gebracht worden iſt, und unfere 
Regierung beſinnt ſich alsdann, ob fie ihn übernehmen will oder 
icht. Ste fragt vielleicht bei den betbeiligten Privatperſonen oder 
Privatgeſellſchaften nach, ob fie die Koſten theilweiſe oder ganz trage 


wollen, fie fragt an, ob der betreffende Verbrecher vielleicht noch einen 
Theil ſeines Raubes bei ſich hat, ſo daß die Auslieferung die Mühe 
und Koſten lohnt. Ich muß ſagen, daß das, obwohl ein geſetzlicher, 
fo dach kein ſehr würdiger Zuſtand iſt und ich möchte die Aufmerkſam⸗ 
keit ſowohl des Richktages wie der bevorſtehenden Juſtizkommiſſion 
und der Reichsregierung dahen lenken, ob es nicht in der Natur des 
öffentichen Rechtes liegt, daß ſolche Koſten unbeachtet bleiben, ob es 
der Würde und Autorität unſerer Rechtspflege nicht beſſer entſpricht, 
daß in Sachen des öffentlichen Rechts aus ſoſchen Gründen kein Ver⸗ 
Pic der . nabaxn, e 8 Nice 8 entzogen werde. 
glicherweiſe ſäßt ſich auch dur iplomatiſche Verhandlungen ein 
minder unerträglicher Zuſtand herbeiführen. N * 

Abg. Dr. Kapp erfennt die Vorzüge dieſes Vertrages insbeſondere 
in folgenden vier Punkten: 1) in dem Schlußabfatz des Artikel 1, wo⸗ 
nach, auch wenn das Verbrechen außerhalb des Gebietes des erſuchen⸗ 
den Theils begangen iſt, die Auslieferung ſtatthaben ſoll, wenn die 
Geſetzgebung des erſuchten Staates die Verfolgung derſelben außer⸗ 
halb ſeines Gebietes begangenen Handlung geſtattet. Hierdurch wird 
die bisher beſtehende Praxis im Intereſſe des internationalen Rechts 
in wünſchenzwerther Weiſe abgeändert; 2) in dem Artikel 5, wonach, 
auch wenn die reklamir te Perſon Verbindlichkeiten gegen Privatper⸗ 
fonen eingegangen iſt, deren Erfüllung durch die Auslieferung verhin⸗ 
dert werden würde, dieſe dennoch ftatifinden ſoll, und es dem dadurch 
beeinträchtizten Theile überlaſſen bleibt, ſeine Rechte vor der zuſtän⸗ 
digen Behörde geltend zu machen. Hierdurch wird zum erſten Male 
in einem derartigen Vertrage das Prinzip durchgeführt, daß der flaat- 
liche Auſpruch dem privaten vorgeht, und es werden dadurch alle die 
chikanöſen, heute noch vielfach angewendeten Verhinderungen ſolcher 
Vertragsbeſtimmungen heſeitigt 3) In der Beſtimmung, daß auch auf 
Grund telegraphiſcher Requiſition die Auslieferung ſtattfinden kann, 
einer Maßregel, die in einem uns fo nahe liegenden Lande wie Bel: 
gien zur Fiuchtverhinderung des Verbrechers doppelt nothwendig iſt. 
Endlich 4) in der Beſtimmung, daß auch Gelder und Wertbſachen 
ausgeliefert werden müſſen. Hierin liegt einer der größten Fortſchritte, 
die wir auf dem Gebiete internationaler Verträge gemacht haben, und 
es iſt nur zu wünſchen, daß dieſer Grundſatz auch bei allen ſpäteren 
Verträ en zur Anwendung komme. Die Klage des Vorredners über 
die Höhe der Auslieferungskoſten in Amerika iſt nicht richtig motivirt. 
Dieſe Koſten ſind allerdings oft ungeheuer. Es kommt vor, daß eine 
einzige Auslieferung fünf, acht, ja zehn Tauſend Dollar und mehr 
koſtet. Das aber iſt nicht die Schuld des auswärtigen Amtes in 
Waſhington, ſondern hängt auf das Innigſte mit der engliſchen Rechts⸗ 
moxime zuſammen, wonach jeder der beiden Theile feine Koſten zu 
tragen hat. Der allergrößte Tbeil der Kotten erwächſt, daß in den 
groben Städten und Hafenplätzen Amerikas eine außerordentliche 

orſicht und Umſicht dazu gehört und außerordentliche Mittel ange⸗ 
wendet werden müſſen, eines Verhrechers habhaft zu werden. Dazu 
bedarf man oft eines Dutzend Poliziſten, Geheimpoliziſten. Dieſe 
Nebenausgaben überſchreiten oft das Zehnfache der eigentlichen Ge⸗ 
richtskoſten und ſie allein, machen die Sache fo theuer. Die einzige 
begründete Ausſtellung, die gegen den Vertrag zu machen wäre, iſt, 
daß während die in den Nummern 32 bis 34 des Artikel 1 ſpez fizirten 
Vergehen viel zu ausführlich und genau angegeben ſind, dafür andere 
hochwichlige Verbrechen, die gerade bei uns häufig vorkommen können, 
ausgelaſſen ſind. So z. B. kann nach Nr. 34 Jeder, der muthwillig 
ein Blumenbeet zerftört, ausgeliefert werden, während derjenige, der 
einen Deich durchſticht, ſtraffrei ausgeht. Es wäre zu wünſchen, daß 
bei dieſem oder doch wenigſtens bei ſpäteren derartigen Verträgen eine 
generelle Beſtimmung getroffen wird, wonach die muthwillige Beſchä⸗ 
digung aller den öffentlichen Zwecken gewidmeten Anlagen einen Grund 
der Auslieferung bildet. Die erſte Berathung wird hierauf geſchloſſen. 
Die Verweiſung an eine Kommiſſion wird nicht beliebt und daher 
ſofort in die zweite Berathung eingetreten. In dieſer werden ohne 
Diskuſſion die Artikel 1 bis 7 inkl. genehmigt. 

Bei Artikel 8, nach welchem die Anträge auf Auslieferung im 
diplomatiſchen 1 erfolgen ſollen, fragt Abg Dr. Kapp, ob auch 
die Einzelſtaaten, inſefern fie ſich noch des Luxus einer diplomatiſchen 
Vertretung erlauben, oder ob, was er für das allein Richtige halten 
.. ie das Reich zu derartigen Anträgen auf Auslieferung ber 
rechtigt ſei. i ae 

Bundeskommiſſar Geh Rath Wilke: Es kann unter Umfländen, 

wenn es ſich um raſchere Betreibung der Sache handelt, unbedingt 
nothwendig werden, daß direkt zwiſchen den einzelnen Regierungen 
und dem ausliefernden Staate verhandelt und korreſpondirt wird. 
Es iſt ja auch in dieſem Vertrag beſpielsweiſe einzelnen Gerichtsbe⸗ 
hörden der Einzelſtaaten das Recht der telegraphiſchen Requiſition 
eingeräumt. 
Aba. Dr. Kapp: Die Frage iſt vielleicht nicht richtig verſtan⸗ 
den. Es iſt aan feibfiverftändlich, das zur Beichleunirung des Ger 
ſchäftsbetriebes die Einzelſtaaten mit dem ausliefernden Staate in Be: 
niehung treten können. Es war aber der eigentliche Haupt⸗ und Ent: 
ſcheidungs Antrag auf Auslieferung gemeint, der nach Art 8 auf 
diplomaliſchem Wege geſchehen fol, und von dem es im Intexeſſe der 
Rechtseinheit und der Würde des Reichek nothwendig iſt, daß er von 
den Bebörden des Reiches allein und nicht von den Einzelregierungen 
geſtellt werden darf. 

Abg. Dr. Oppenheim: Es ſcheint mir nicht zweifelhaft, c 
die Einzelregierungen das, mas ihnen im Art. 8 eingeräumt iſt, au 
durch ihre Geſchäftsträger oder Geſandten verſehen können, wenn fie, 
wie mein Freund Kapp meinte, ſich den Lexus eines Geſandten in 
Belgien erlauben, was zum Glück, ſo viel ich weiß, nicht der Fall iſt. 
Ich weiſe darauf hin, daß in Artikel 4, welcher hier entſcheidende Be⸗ 
deutung hat, immer nur davon die Rede iſt, daß die Auslieferung 
ſtatiſtaden oder nicht ſtattfinden fol, wenn die von einer Regierung 
des deutſchen Reiches reklamirte Perſon wegen derſelben Handlung 
bereits in Unterſuchung geweſen und außer Verfolgung gnelegt iſt“ ꝛc. 
Es iſt alſo hier die Frage ſchon entſchieden, daß der Antrag nicht 
blos von der deutſchen Reichsregierung geſchehen kann. Es muß 
erſt Orduung in der Diplomatie des deutſchen Reiches geſchaffen 
See ehe wir dieſe Spezialfrage hier im beſſeren Sinne ordnen: 
önnen. 

Bundeskommiſſar Geh. Rath Wilke: Wenn eine Einzelregle⸗ 
rung dez Reiches biplomatiſche Vertreter in Belgien hielte, fo würde 
fie allerdings eben fo wie die Reichsregierung einen ſolchen Antrag 
ſtellen fünnen, | i > 

Art. 8 wird hierauf genehmigt, ebenſo ohne weitere Diskufſion 
die übrigen Artikel und der ganze Vertrag. a 

Es folgt die zweite Berathung des Geſetzentwurfes über 
die Beurkundung des Perfonenſtandes und die 
Eheſchließung. . 

5 1 lautet: „Die Veurkundunz der Geburten, Heirathen und 
Sterbefälle erfolgt ausſchließlich durch die vom Stagte beſtellten 
Standesbeamten mittelt Eintragung in die dazu beſtimmten 


Regiſter.“ 
Abg. Koch 8 beſtreitet das Bedürfniß einer ſolchen 
Beſtimmung für Sachſen, Abg. Lin gens für Heſſen⸗Darmſtadt. 
1 5 Abgeordneten erklären, deshalb gegen den 8 1 ſtimmen zu 
müſſen. \ 

6 1 wird hierauf mit großer Majorität angenommen. 

$ 2 lautet: „Die Bildung der Standesamtsbezrke erfolgt durch 
die höbere Verwaltungsbehörde. Die Standesbezirke können aus einer 
oder 0 1 gebildet, größere Gemeinden in mehrere 
Slandesamisbcezirke getbeilt werden. ; 

Die Abga. Dr. Moufang, Hauck, Dr. Lieber und Dr. 
Schmid (Aibach) beantragen, den $ 2 wie folgt zu faſſen: „Die 
Bildung der Standesamtsbezirke, die Aufſtellung und Beaufſichtigung 
der Standesbeamten, ſowie die Beſtreitung der Koſten der Standes⸗ 
amtsführung werden durch die Landesgeſetzgebung beftimmt,“ 

Abg. Hauck beſtreitet die Kompetenz des Reiches zum Erlaß von 
Ausführungsbeftimmungen des Geſetzes und meint, daß ſich die 
Annahme Feines Antrags ſchon deshalb empfehle, weil das Geſctz 
auch die Beſtellung der Standesbeamten den Einzelſtagten übertrage. 

Abg. v. Schulte: Das Geſetz wünſcht, daß die Gegenſätze, 


welche bei Gelegenheit der Berathung im Reichstage ſich zeigen Könner, 
in demſelben auch ausgetragen und nicht wieder in jede eimelme 
Landesvertretung hineintzetragen werden. Außerdem muß cin Gefetz 
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auch alle Beſtimmungen über feine Ausführung enthalten. Daß das 


Reich zum Eclaſſe ſolcher Ausführungsbeſtimmungen nicht kompetent 
e At der Herr Vorredner einfach beſtritten, aber nicht 5 — 

Die Ahſicht des geſtelten Amendements gebt offenbar dabin, jedem 
einzelnen Lande die Möglichkeit zu geben, das Geſetz zu akzeptiren oder 
nicht. 5 bitte Sie, das Amendement abzulehnen. 

Abg. Dr. Völk: Auch ich Bitte Sie, das Amendement abzulehnen 
fab iſt ng nicht ernſtlich gemeint. Man fieht tn war 
ſelben deutlich die Abſicht, es den Einzelſtaaten unmöglich zu machen, 
die Zivilehe einzuführen. 

Abg. Dr. Windthorſt: Die Behauptung, der Antrag der 
Abgg. Dr. Moufang und Hauck ſei nur geſtellt, um das Geſe 1 den 
Einielftaaten unmöglich zu machen, iſt eine völlig grundloſe. Der 
Antrag beweist vielmehr, daß man das Geſetz auf das Beite aus⸗ 
führen will. Man kang im Prinzipe gegen das Geſetz fein, gleich⸗ 
wohl aber, da man weiß, da es doch angenommen werden wird, für 
die zweckmäßige . Se deſſelben ſorgen. Hat doch im vorigen 
Jahre der bairiſche Herr Miniſter einen ganz ähnlichen Standpunkt 
eingenommen. 

; — Hauck verwahrt ſich gegen die Irfinuation, als ob er mit 
feinem Amendement beabſichtigt habe, das Geſetz in den Einzelftaaten 
unmöglich zu machen. 

Hierauf wird das Amendement der Abgg. Moufong und Genoſſen 
abgelehnt und $ 2 der Vorlage genehmigt. 

$ 3 lautet: „Für jeden Standesamtsbezirk iſt ein Standeamter und 
mindeſtens ein Stellvertreter zu beftellen. 

Die Beſtellung erfolgt, ſoweit nicht im 8 4 ein Anderes beſtimmt 
iſt, durch die höhere Berwaltungsbehörde und iſt widerruflich. 

Geiſtlichen und anderen Religionsdienern darf das Amt eines 
Standesbeamten oder die Stellvertretung eines ſolchen nicht übertra⸗ 
gen werden. i 

Zu dieſem $ 3 liegen folgende Amendements vor: 

1. Der Abg. v. Seydewitz und Genoſſen: 1) dem Alinen 1 bin⸗ 
zuzulegen: „Für den Fall vorübergehender Behinderung oder gleich ⸗ 
zeitiger Erledigung des Amtes, des Standesbeamten und der Stellver⸗ 
treter iſt die nächſte Auſſichtsbehörde ermächtigt, die einſtweilige Beur⸗ 
kundung des Per ſonenſtandes einem bengchbarken Standesbeamten oder 
Stellvertreter zu übertragen“; 2) im Alinea 2 die Worte „und iſt mir 
derruflich“ zu ſtreichen. ; 

Der Abg. Dr. Baumgarten dem dritten Abſatz 93 folgende 
Foſſung zu geben: „Auch Geiſtliche und andere Religionsdiener kön⸗ 
nen das Amt eines Standesbeamten oder die Stellvertretung eines 
ſolchen übernehmen.“ . 

Für das letztere Amendement erk ärt ſich der Abg. Minnige 
rode, da kein Grund vorliege, die Geiſtlichen von der Leitung der 
Standesämter prinzipaliter auszuſchlietzen. 

Abg. Dr. Schwarze befurwortet den von den Abgg. v. Seyde⸗ 
witz und Genoſſen vorgeſchlagenen Zuſat zu Alınea 1 des $ 3, da der⸗ 
15 den Gedanken des Geſetzes präziſer zum Ausdruck bringe, als die 

orlage. ö 
Bundesbevollmächtigter Juſtizminiſter Dr. Leonhardt erklärt 
ſich mit dieſem Zuſatze ebenfalls einverſtanden. 

Abg. Dr. Baumgarten plamirt für fein Amendement, ergeht 
ſich jedoch fo ſehr in allgemeinen Betrachtungen, daß ihn der Präfi⸗ 
dent auffordert, zur Sache zu ſprechen Der Redner bemerkte, wenn 
er beweiſen wolle, daß die Faſſung des $ 3 gegen den Geiſt des gan⸗ 
zen Geſetzes ſei, ſo muſſe er doch dieſen Geiſt zitiren. Er führte un⸗ 
gefähr Folgendes aus: Das Geſetz ſei der erſſe Schritt zur Ausfüh⸗ 
rung der Trennung des Staates von der Kircze. Falſch ſei etz aber, 
deshalb den Geiſtlichen von der Standesbuchführung prinzipiell aus⸗ 
zuſchließen. Denn der Geiſtliche ſei doch auch Staatsbeamter und 
2 bie Yen eines ſolchen; dürfte man ihm die Rechte deſſelben 

erweigern j 
Abg. Windthorſt: Ich bedauere, daß der Antrag des Abg. 


‚Baumgarten a ie a ran in demſelben Momente die 


ſchlietzung den Geiſtlichen als Kirchendienern zu nehmen und ſie ihnen 
als Staatebeamten zu geben, iſt doch nicht konſeguent. Würde der 
Antrag angenommen, fo würden die traurigſten Verwirrungen entſte⸗ 
ben. Die Geiſtlichen würden häufig in die Lage kommen, als Stan⸗ 
desbeamten Ehen zu ſchließen, denen ſie als Kirchenbeamten ihren Se⸗ 
15 nicht ertheilen könnten. Es würde dem - religidien Gefühle des 
olkes eine ti fe Wunde ſchlagen, wenn ſolche Zuſtände eintreten 
m Ich bitte Sie deshalb, den Baumgart'ſchen Antrag abzu⸗ 
ehnen. 
Abg. Wehrenpfennig erklärt ſich ebenfalls gegen den An⸗ 


trag des Abg. Baumgarten, hält aber die von den Abgeordneten 


v. Sey ꝛewitz und Genoſſen geſtellten Amendements für weſentliche 
. der Vorlage und wünſcht, daß der 177 Bundesbevoll⸗ 
mächtigte Dr. Leonhardt auch dem zweiten Antrage des Abg. 
v. Seydewitz feine Zuſtimmung ertheile. 

ag v. Schulte; Herr Abgeordneter Baumgarten hat für 
feinen Antrag ſehr ideale Geſichtspurkte angeführt; ich bin aber gegen 
denſelben, weil ich nicht wünſche, daß die Geiſtlichen der einzelnen 
Koufeſſionen je in einen Konflikt mit ihrem Gewiſſen, ihrer kirchlichen 
Amteſtellung geratten Die Anträge des Abg. von Seydewitz halte 
ich für weſentliche Verbeſſerungen der Vorlage, da fie jede Zweideutig⸗ 
keit derſelben beſeitigen. 

Bundes bevollmächtigter Dr. Leonhardt erklärt hierauf feine 
Zuſtimmung auch zu dem zweiten Amenbement des Abg. v. Seydewitz 

Abg. Baumgarten tritt nochmals für ſein Amendement ein, 
nen r lebe jedoch, als das Haus eben zur Abſtimmung ſchreitet, 
zurück. 5 - 
$ 3 wird mit den von den Abg. v. Seydewitz und Genoſſen bor- 
geſchlagenen Aenderungen bezw. Zuſätzen angenommen. 

Nach 8 4 hot in den Stancesamtsbezirken, welche den Bezirk 
einer Gemeinde nicht überſchreiten, der Vorſteher der Gemeinde (Bür⸗ 
germeiſter, Schultheiß, Ortsvorſteher oder deren geſetzlicher Stell ver⸗ 
teeter) die Geſchäfe des Standesbeamten wahrzunehmen, fofern die 
felben durch die höhere Verwaltungsbehörde nicht einem beſonderen 
Beamten übertragen find. Der Vorſteber iſt jedoch befugt, dieſe 
Geſchäfte mit Genehmigung der höheren Verwaltung behörde anderen 
Gemeindebeamten widerruflich zu übertragen. Die Gemeindebehörde 
kann die Anſtellung beſonderer Standesbeamten beſchließen. Die 
Ernennung der Standesbeamten erfolgt in dieſem Falle durch den 
Gemeindevorſtand unter Genehmigung der höheren Verwaltungs⸗ 
8 In der gleichen MWeife erfolgt die Beſtellung der Stel⸗ 

erireler. 

Abg. Miquel regt bierbei die Frage an, ob die durch die Ge⸗ 
meindevehörde auf Grund dieſes Paragraphen angeſtellten Standes⸗ 
beamten als Gemeinde oder Staatsbeamte zu bekrachten ſeien Er 
perſönlich ſtehe nicht ar, fie für Gemeindebeamte zu erklären. Ange⸗ 
ſichts der Thalſache aber, daß einzelne Standesbeamte in Berlin, von 
der entgegengeſetzten Anſicht ausgehend, in der brüsfeften Weiſe jede 
ihnen durch den Maniftrat vermittelte Zuschrift zurückſewieſen baben, 
erſcheint ihm zur Beſeitigung aller kthalſächlichen Zweſfel eine Erklä⸗ 
rung darlder von Seiten der Regierung fehr wünſchenswerlh. — 
Eine ſolche erfolgt jedoch nicht. 5 4 ſelbſt wird angenommen und in 
Konſequ nz der zu 3 beſchloſſenen Abänderungen auf den Antrag des 
Abg. v. Seyde witz der nachſtehende 8 4a in das Geſetz 1 — 
men: „Die durch die köhere Verwaltungsbehörde erfolgke Beſtellung 
und Genehmigung zur Beſtellung iſt jederzeit widerruflich.“ 

5 5 lautet: „an ein Standetzamtsbezirk aus mebreren Gemeinden 
gebildet, fo werden der Standesbeamte und deſſen Stellvertreter ſtets 
von der höseren Ver waltungsbebörde beſtellt. Ein jeder Vorfteher 
oder andere Beamte einer dieſer Gemeinden iſt verpflichtet, das Amt 
des Standesbeamten oder des Stellvertreters zu übernehmen. Die 
landesgeſetzlichen Vorſchriften, nach welchen den Vorſtehern der aus 
mehreren Gemeinden gebildeten Verbände die gleiche Verpflichtung ob⸗ 
liegt, werden hierdurch nicht berührt. 

Hierzu beantragt Abz. v. Seyde witz: 1) dem Alinea 2 nach 
nach dem Worte „übernehmen“ folgenden Satz hinzuzufügen: „ſofern 
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demſelben nicht gleichzeitig die Verwaltung eines größeren Bezirks als 
ur abet (Ehren⸗) Amt obliegt“; 2) im Alinea 3 vor dem Worte 
Vorſterern“ das Wort „beſoldeten 10 ö = 

Abg. Flügge empfiehlt beide Anträge, welche hauptſächlich mit 
Nückſicht auf die im Oſten der preußiſchen Monarchie berrſchenden 
Berhältnifle berechnet find. Dort wären die Gutsvorſteher, welche 
meiſt ſchon gleichzeitig die Funktionen eines Amtsvoſtehers bekleiden, 
verpflichtet, auch ivilliandsbeamte zu werden. Die dadurch herbeige⸗ 
führte Ueberlaſtung ſei um fo weniger gerechtfertigt, als die Beſchäfti⸗ 
gung des Standesbeamten auf eine ſehr penible Regiſtaturarbeit bin⸗ 
auslaufe. Abg. v. Hoverbeck verkennt nicht, daß eine gewiſſe 
Billiigkit für die Amendements ſpräche, befürchtet aber, daß es 
mit ihrer Annahme in den dünn bevölkerten Gegenden Preußens un⸗ 
möglich werden möchte, gleichzeitig die kommunale Selbſtverwaltung 
und Zlvilſtandgeſetzgebung durchzuführen. Die Folge der Annahme 
würde vorausſichtich nur die weitere Unzuträglichkeit fein, daß man 
größere Amtsbezirke einrichten müßte, um die dadurch überflüſſig wer⸗ 
denden Amtscoriieher zu Standesbeamten zu verwenden. Juſtizmini⸗ 
Leonhardt bittet um Ablehnung der Anträge aus den von Hover⸗ 
beck vorgetragenen Gründen. Abg v. Maltzahn⸗Güttz will eben 
im Jatereſſe der Selbſtverwaltung die Thätigkeit der Amtsvorſteher 

icht durch Nebengeſchäfte beengt und behindert wiſſen; der gleichen 
Aaſicht find bie Abgg. v. Min nigerode und von Ludwig. Letz⸗ 
terer glaubt grade an dieſer Beſtimmung zu erkennen, daß die herr⸗ 
ſchende liberale Strömung wiederum ein unpraktiſches, ja ein uner⸗ 
träyliches Geſetz zu Stande gebracht habe. Wenigſtens hätten ihm 
mehr als 20 Ami svorſteher die gleichzeitige Wahrnehmung der 
Kandesamtlichen Befugniſſe als unerträglich bezeichnet. Als 
Amtsvorſteher gehöre man nicht ins Bureau, ſondern ins Freie, 
als Standesbeamter müſſe man dagegen im Bureau bleiben. 
Beides fei alſo mit einander unvereinbar. Abg. Miquel bemerkt, 
daß die über die Kumulation der beiden Aemker im preußiſchen Lands 
tage geäußerten Befürchtungen ſich erfahrungsmäßig nicht in ſo wei⸗ 
tem Maße, als man Anfangs angenommen, bewahrheitet hätten. Nach 
Ablehnung des Antrages Baumgarten, deſſen Abweiſung er ſeinerſeits 
zedauert habe, würde man mit Annahme der Seydewitz ſchen Amen⸗ 
dements die Zahl der zu Standesbeamten geeigneten Perſonen noch 
weiter verringern. Das Richtigſte wäre vielleicht geweſen, die Ehe⸗ 
schließung den Gerichten zu überkragen, während man dann die übri⸗ 
gen Fälle der Beurkundung des Perſonenſtandes ſehr wohl den Schul⸗ 
zen und anderen weniger gebildeten gepeimdeheamien hälte überlaſſen 
Birnen. Abg. Grum brecht theilt dieſe Anſicht. Nachdem man 
aber einmal den Gemeinden etwas aufgehalſt habe, was Sache des 
Staals ſei, könne man unmöglich zu Gunſten gewiſſer Gemeidebeam⸗ 
ten eine Ausnahme von der Regel machen. Abg. v. Hoverbeck 
will den Abg. v Ludwig hinſichtlich der von ihm geſchilderten Uner⸗ 
tıäzlichfeiten beruhigen J. Er ſelbſt ſei gleichzeilig Amte vorſteher, 
Standesbeamter und habe außerdem noch viel in eigenen Angelegen⸗ 
beiten und in denen feines Kreiſes und des Staats zu thun, ohne von 
der Unerträglichkeit feiner Exiſtenz bisher etwas geſpürt zu haben. 
(Heiterkeit.) $ 5 wurde hierauf unter Ablehnung der Anträge v. Sey⸗ 
dewitz unverandert genehmigt. 

Nach 8 6 fällt die etwa erforderliche Entſchädigung der nach 8 4 
von den Gemeinden beſtellten Standesbeamten der Gemeinde zur Laſt. 
Die in 8 5 Abſatz 2 und 3 bezeichneten Beamten find berechtigt, für 
Wahrnehmung der Geſchäfte des Standesbeamten von den zum Be⸗ 
zirk ihres Hauotamtes nicht gebörigen Gemein⸗ 
Den eine in allen Fällen als Pauſchquantum feſtzuſetzende Entſchädi⸗ 
gung zu beauſpruchen. Die Feſtſetzung erfolgt durch die untere Ver⸗ 
waltungsbehörde; über Beſchwerden entſcheidet endgültig die höhere 
Berwaltungsbehörde. — Beſtellt die höhere Verwaltungsbehörde andere 
Berionen zu Standesbeamten oder zu Stellvertretern, fo fällt die etwa 
zu gewährende Entſchädigung der Staatska ſſe zur Laſt. ; 

Abg. v. Bonin beantragt 1) die geſperrt gedruckten Worte zu 
reichen; 2) den letzten Abſatz, wie folgt, zu faſſen: „Beſtellt die 
here Verwaltungebehörde die Standesbeamten oder Stellvertreter 

68 5), fo fällt die etwa zu gewährende Entſchädizung der Staatska ſſe 
. ie Aenderungen erſcheinen dem Antragfteller gerechter 
als die Regterungs vorlage, weſche jedoch vom Abg. Wehrenpfennig 
vertheidigt wird. Das zweite Amendement komme darauf hinaus, daß 
die Entſchädigung immer von der Staatskaſſe getragen wird, ſobald 
ein Standesbezirk aus mehreren Verwaltungsbezirken zuſammengeſetzt 
wird. Der erſte Antrag weiſt noch größere Bedenken bervor, er führt 
dahin, daß ein Bürgermeiſter eines Ortes von Seelen, der als 
solcher keine Entſchädigung erhält, wenn zwei Dörfer von je 50 Seelen 
feinem Standes bezirke hinzugefügt werden, nicht nach der Kopfzahl 
der hinzugekommenen Seelen, ſondern nach der vollen Seelenzabl des 
Standesbeſirks entſchädigt werden müßte. Geheimer Rath von Stölzel 
erkkärt ſich ebenfalls Namens der Regierungen gegen die Amende 
ments. Nachdem einmal beſchloſſen worden, daß die Gemeinden 
die Koften der Standesbuchführung zu tragen haben, darf man die 
Sache nicht davon abhängig machen, ob der Standes bezirk aus einer 
eder mehreren Gemeinden beſteht. Auch Miguel glaubt, daß durch 
die Anträze noch mehr Verwirrung in das ſchon beftrittene Prinzip 
des Geſetzes kommen werde. — Dieſelben werden hierauf abgelehnt 
und 8 6 genehmigt. - 5 

Zu 8 7, welcher beflimmt, daß die ſächlichen Koſten in allen 
Fällen von den Gemeinden getragen werden ſollen, liegt ein Abände⸗ 
rungsantrag von Seydewitz vor, welcher jedoch als unweſentlich und 

unklar in ſeiner Faſſung dom Abg. v. Hoverbeck bekämpft und ab⸗ 


gelebnt wird. , 
Die 8s 8 bis 10 werden ohne Diskuffion genehmigt. $ 11 lautet: 


Von jedem Standesbeamten ſind drei Standesregiſter unter 
5 Geburtsregiſter, Heirathäregifter, Sterberegiſter 
zu führen. 


(Schluß folgt.) 


Brief- und Zeitungsberichte. 
Berlin, 14 Januar. 

— Wie Blättern verſchiedener Farbe gleichlautend berichtet wird, 
wii Graf Stolberg vom Präſidium des Herrenhauſes definitiv zus 
rücktreten; Se. Erlaucht ſoll gegen die Regierung verſchnupft ſein we⸗ 
gen ihres Auftretens gegen einen Konſiſtorialbeamten in Wernigerode 
(den bekannten Superintendenten Deberndt). An ſeiner Stelle ſoll, 
wie weiter verlautet, die neue Fraktion“, welche die Majorität im 
Herrenhauſe bat, beabſichtigen, ihr Mitglied, den Oberbürgermeiſter 
Dr. Becker in Dortmund, auf den Präſtdentenſtuhl zu erbeben. Der 
Genannte gehört zu den perſönlich beltebteſen Mitgliedern der hoben 
Körperſchaft, war lange Jahre im Vorſtande des Abgeorpnetenhauſes 
und überragt an Präſidialtalent die ſeitherigen Regenten des Herren⸗ 
bauſes bei Weitem. — Der „rothe Becker“ Präſident des Herren⸗ 
bauſes. — Streu' Aſche auf Dein Haupt, Kleiſt⸗Retzow. — Einſtwei⸗ 
len ſchreibt die „Kreuzztg.“: ! ! 

Der regierende Graf zu Stolberg: Wernigerode ift heute (12.) hier 
wieder eingetroffen, um den Verhandlungen des Reichstages und der 
Eröffnung des Landtages beizuwohnen. Als Präſident des Herren⸗ 
baufes in der vorigen Seſſion fällt ihm die Aufgabe zu, lest, das 
Präſtdium und die mit demſelben verbundenen Geſchäfte bis zur Neu⸗ 
wahl der Bräftventen zu übernehmen. — Es iſt dringend zu wünſchen, 
daß ber Gelegenheit rer Präſidialwahl die konſervalive Partei des 
Herrenbauſes in ihrer geſammten augenblicklichen Stärke erſcheint und 
Niemand der Herren ſich ohne zwingenden Grund der Verpflich ung 
entzieht, welche ihm durch die verantwortungevolle Stellung als Mit⸗ 
glied bes preußiſchen Landtages gerade in jetziger Zeit auferlegt iſt. 

— Die Mittheilung auswärtiger Blätter, daß das Staatsmi⸗ 
niſterium kürzlich eine Verfügung an die Verwalkungsbehörden erlaſ⸗ 


— 


ſen habe, durch welche die Grundſätze bei der Wahl der Zeitun⸗ 
gen feſtgeſtellt werden, in denen amtliche Bekanntmachungen zur 
Kenntniß des Publikums zu bringen find, beſtätigt ſich. Wie die „Voſſ. 
Ztg.“ hört, foll fortan auch beſonders ſtrenge darauf gehalten werden, 
daß keine nicht amtliche Zeitſchrift ohne ausdrückliche Genehmigunz der 
betreffenden Bezirksregierung die Bezeichnung „Kreisblatt“ oder eine 
ähnliche Benennung führe, aus der ſich ſchließen laſſen lönne, daß die⸗ 
ſelbe zu amtlichen Mittheilungen benutzt werde. Auch iſt es unter⸗ 
fagt; für eine nicht amtliche Zeitichrift eine Benennung zu wählen, 
welche andeutet, daß die Zeitſchrift früher als amtliches Organ ge⸗ 
dient hat. 

— Es ſcheint nun doch feſtzuſtehen, daß in der Konferenz der 
Oberbürgermeiſter die neue Städteordnung auf ſehr erhebliche 
Bedenken geſtoßen iſt. Wie der „Danz. Ztg.“ von orientirter Seite 
gemeldet wird, iſt beſonders die in dem Entwurfe zu Grunde liegende 
Hinneigung zur Beſeitigung des Collegialſyſtems im Ma⸗ 
giſtrat dem entſchiedenſten Widerſtand begegnet. „Unter dieſen Um⸗ 
ſtänden ſcheint ſich im Miniſterium des Innern die Abſicht heraus⸗ 
zubilden, daß die ganze Angelegenheit noch nicht genügend geklärt iſt, 
und darum iſt es anzunehmen, daß der Entwurf dem Landtage in der 
bevorſtebenden Seſſion nicht mehr vorgelegt werden wird. Uebrigens 
wäre es wohl rathſam geweſen, zu der Begutachtung des Entwurfs 
neben den Oberbürgermeiſtern auch andere in der Verwaltung er⸗ 
fahrene Männer zuzu iehen.“ — Wie dieſelbe Zeitung erfährt, wird 
wahrſcheinlich auch der nun bereits ſo lange in der Arbeit begriffene 
Geſetzentwurf über die Kommunalbeſteuerung dem diesjährigen 
Landtage wahrſcheinlich noch nicht vorgelegt werden. 

Aus der Schweiz wird über die Trauung eines ka⸗ 
tholiſchen Prieſters wie folgt berichtet: „Am letzten Sonna⸗ 
bend „— fo ſchreibt man vom 12. d. M. aus Bern —“ wurde in der 
chriſtkatholiſchen Kirche von Biel die Einfegnung der Ehe des Pfar⸗ 
rers St. Ange Biévre mit der Tochter eines dortigen Gemeinderathes 
feierlich vollzogen. Der bürgerliche Act war vorausgegangen. Der 
proteſtantiſche Pfarrer von Biel, Herr Saintes, ein ehrwürdiger 
Greis, der die Trauung vornahm, ſprach zu der zahlreichen Ver⸗ 
ſammlung eindrucksvolle Worte, ebenſo der Profeſſor der katholiſchen 
Facultät in Bern, Herr Hurtaulk.“ 

Aus Paris, 13. Januar geht der „Nat. Ztg.“ folgendes Privat: 
telegramm zu: 

Obgleich die geſtern verbreiteten ungünſtigen Nachrichten aus 
Spanien durchaus dementirt worden ſind, fand an der heutigen Börſe 
doch ein Weichen der ſpaniſchen Fonds ſtatt. Ein Telegramm aus Ca⸗ 
dir meldet, daß die daſelbſt geſchloſſene proteſtantiſche 
Kirche in Folge eines aus Madrid eingetroffen en 
Befehls wieder geöffnet wor den iſt. 


Lokales und Proninsielles. 


Bofen; 15. Januar. 


— Behufs Wahrung der Intereſſen des lokalen Verkehrs und 
Verbindung mit denjenigen des Handelsſtandes bei Einführung der. 
Colberger Bahn fand geſtern Nachmittag eine Konferenz im 
Magiſtrats⸗Sitzungsſaale ſtatt, an welcher Theil nahmen 

Seitens des Magiſtrats: Herr Bürgermeiſter Herſe, 

a ⸗Sctadtbaurath Stenzel als Decer⸗ 
nent in Eiſenbahnangelegenheiten, 
⸗Sctadtrath Annuß; 
Seitens der Handelskammer: 
Herr Commerzienrath Bernh. Jaffé, 
„Kaufmann R. Garfey, 
s = Herrm. Prinz. 

In dieſer Sitzung einigte man ſich nach eingehender Berathung 
dahin, daß in der Vorausſetzung, die Abzweigung der Bahnlinie werde 
zwiſchen Solacz u. Golencin erfolgen, der Hr. Handelsminiſter in einer 
gemeinſam von beiden genannten Körperſchaften abgefaßten Vorſtellung 
zu erſuchen ſei: : 

1) daß die Verwaltung der Colberger Bahn für den techniſchen 
Betrieb ſowohl, als für das ganze Perſonen⸗ und Güter⸗ 
expeditionsweſen eine unabhängige und ſelbſtſtändige werde; 
dag das Güteretabliſſement möglichſt nahe dem Glaciswege 
im Anſchluſſe an die in der Richtung projektirten Güter⸗ 
etabliſſements der anderen Bahnen errichtet werde, zumal 
eine Gefahr einer Ueberkreuzung der Geleiſe bei hinreichen⸗ 
der Bewachung und ſorgfältiger Bedienung nicht anerkannt 
werden könne, da ſolche anderweitig bei gleich regem Verkehr 
ebenfalls konzedirt worden; 
daß die Beftimmungen des Betriebs⸗Reglements ſtrikte An⸗ 
wendung finden, wonach die Benutzung der Geleisübergänge 
ſämmtlicher hieſiger Bahnen Behufs Ueberleitung ihrer Ver⸗ 
kehrsmittel und Güter von Bahnhof zu Bahnhof geſtattet 
werden und endlich 
daß das Feſtungsthor in der Verlängerung der Ritterſtraße 
dem Verkehr eröffnet und die Mittel für Herſtellung des 
Thores endlich bewilligt werden mögen. 

— Die Poſener Pro vinzial⸗Synode iſt auf den 27. d. M 
einbe rufen. Die Eröffnung derſelben findet an dem genannten Tage 
um 10 Uhr Vormittags in dem Plenarſitzungs⸗Saale der hieſigen kgl. 
Regierung ſtatt. Die Dauer iſt auf acht Tage beſtimmt. Die Namen 
der Synodalmitglieder haben wir vor Kurzem mitgetheilt. 

r. Die Anklageſache in der Saul'ſchen Diebſtahls-Ange⸗ 
legenheit kommt, wie wir hören, im Februar d. J. vor dem hie⸗ 
ſigen Schwurgericht zur Verhandlung. Angeklagt ſind die 4 Einbre⸗ 
cher wegen ſchweren Diebſtahls, und der Gutsbeſitzer Eichhorſt bei 
Miloslaw und der Arbeiter Bartkowiak zu Glowno wegen Hehlerei. 
In der Wohnung des Letzteren ſind übrigens bei Gelegenheit der Haus⸗ 
ſuchung am 17. Oktober v. J. verſchiedene andere Gegenſtände vorge⸗ 
funden worden, deren ehrlicher Erwerb von vornherein ſehr bezwei⸗ 
felt wurde; ein Theil dieſer Gegenſtände iſt bereits als geſtohlen er⸗ 
mittelt worden. Da ein Theil des Geldes von der Saul'ſchen Dieb⸗ 
ſtahlsſache noch immer nicht herbeigeſchafft worden iſt, ſo hat noch 
vor Kurzem in der Wohnung eines Arbeiters zu Hammer⸗Mühle, wo 
bekanntlich ein Theil der Werthpapiere vergraben gefunden wurde, 
eine Hausſuchung ſtattgefunden, die jedoch fruchtlos ausgefallen iſt. 

© Nach dem Etat der Reich spoſt verwaltung für das Jahr 
1875 kommt nunmehr der von der Reichs poſtverwaltung längſt gehegte 
Plan zur Ausführung, daß für dieſelbe und für das Teleg raphen⸗ 
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weſen eine beſondere Bauverwaltung eingerichtet wird. Die 
Grundzüge dieſer Organiſation find folgende Die techniſche Wahr⸗ 
nehmung des Bauweſens wird durch die oberſte Poſt⸗ und Telegra⸗ 
phenbehörde und den Ober⸗Poſtdirektionen bez. Telegraphendirektionen 
unter Mitwirkung eigener Organe beſorgt. Bei dem Generalpoſtamte 
wird zu dem Ende die Stelle eines bautechniſchen Mitgliedes und vor⸗ 
tragenden Raths zernirt. Auf dieſen Beamten gehen diejenigen Dient? 
geſchäfte über, welche bisher in Poſt⸗ und Telegraphen-Bauangelegen« f 
heiten in der oberſten Juftanz der Landesregierungen von den ber 
treffenden Bautechnitern wahrgenommen worden find. Im Uebrigen 
wird die techniſche Wahrnehmung des Bauweſens den Oder Poſtdirek 
tionen und Telegraphendirektionen zugetheilt. Zu dem Zwecke werden 
13 Baubezirke im Reichspoſigebiet gebildet und wird für jeden derſel⸗ 
ben ein Poſt⸗Baurath angeſlellt. Die Poſtbauräthe ſtehen im Range 
der Poſträthe, denen wiederum der Rang der Regierungsräthe ertheilt 
iſt. Die Anſtellung von Poſt⸗Bauräthen erfolgt bei den Dber-PBofle 
direklionen in Berlin, Arnsberg, Hannover, Breslau, Karlsruhe, 
Frankfurt a. M, Köln, Dresden, Erfurt, Poſen, Königsberg . Pr. 
und Schwerin in Mecklenburg. Der Geſchäftsbereich des bei der 
Ober⸗Poſtdirektion in Poſten anzuſtellenden Poſt Bauraths erſtreckt 
ſich zugleich auf die Ober⸗Poſtdirektionsbezirke Frankfurt a. O., Ks. 
lin, Stettin und dem Telegraphen⸗Direktionsbenrk Stettin. Für die 
hieſige P ſt-Baurathsſtelle iſt, wie wir hören, ein ſehr tüchtiger Kreis ⸗ 
baumeiſter aus der bieſigen Provinz auserfeken. Deſſen Thätigkeit 
würde mit dem Bau des nenen Poſigebäudes in der Friedrichsſtraße. 
mit welchem in wenigen Wochen der Anfang gemacht werden fol, 
beginnen. Be 
— Bürgerverein. Wie wir hören, hatäder in der Berfamm 
lung am 13. o. M. zum Vorſtandtzmitgliede gewählte Oberpoſtdirektor 
Schiffmann die Wahl wegen überhäufter Dienſtgeſchäfte nicht an: 
genommen. Die Verſammlung war von 30—35 Mitgliedern beſucht. 
E. Exin, 14. Januar. Anfang Oktober v. J. hatten zwei höhere 
Beamten des Provinzialſchulkollegiums in Poſen im hieſigen Fatholie 
ſchen Seminar eine umfaſſende Reviſion der Anſtalts Bibliothek 
vorgenommen, bei welcher etwa 30 Bücher und Druckſchriften, ſelbſt 
Gebete der Seminariſten mit Beſchlag belegt wurden. Die in der Folge > 
gegen den Seminardirektor Kubswiez eingeleitete Unterſuchung hat 
jetzt mit der Amtsentſetzung deſſelben geendet. Seit geſtern giebt 
er keinen Unterricht mehr, auch hat er den Morgengottesdienſt in der 
Kirche nicht abgehalten und ſämmtliche Schlüffel ſind ihm abgenommen 8 
worden. Unter der deulſch⸗geſinnten Lehrern, und unter den Semina⸗ 
rillen hat dieſer Ausgang viel Befriedigung hervorgerufen. Herr Ku⸗ 
bowicz, vor einigen Jahren noch Religionslehrer an der Realſchule 
zu Poſen, gehört zu den ultramontanen⸗0polniſchen Geiſtlichen, welche 
ihre Beförderung dem früheren Provinzial⸗Schul⸗Rath Milewski 
verdanken, von dem die Poſener Zeitung einſt behauptete, daß er die 
„katholiſche Abtheilung“ bei der Regierung in Poſen repräſentire. 
Sehr unbeliebt war der erſt 33 Jahr zählende „Direktor“ wegen feiner 
ſtolzen Ueberhebung gegenüber den Lehrern, wegen der Art, wie er 
die Seminariſten behandelte und wegen ſeiner übertriebenen Spare 
ſamkeit. Nicht nur die Seminariſten ſondern auch die dehrer, welche 
ſeiner Lokalinſpektion unterſtanden, finden ſich durch die Ente 
hebung des Herrn Kubowicz wie von einem Alp befreit. Die Vertre: 
tung des Dircktors führt einſtweilen der erſte Seminarlehrer Herr 
Siafranski. Wir hoffen nun als Leiter der Anſtalt einen tüchtig 
Pädagogen von unzweideutiger Staatsgeſinnung zu erhalten; in 
fen halb polniſchen Neſte thut dies mehr als anderswo Ne 
wir hören, iſt dieſe Stelle ſchon vor einigen Tagen dem Herrn K 
ſchulinſpektor Dr. Laskowski in Poſen angetragen worden, 
gr derſelbe aus Familienrückſichten abgelehnt. — Red. d. Bo 
tg.) 


— —— —-— — ä ſ— — ñ—4d3̃ —ͥʃ;nq᷑ĩ5„aök (a ad 
Verantwortlicher Redakteur: Dr. Jultus Wainer in Poſen. 
ß EHESTEN RLITLETTEASTETETTETLTEHELTERBETSEERSTE 


7 
- 


Bis 11 Uhr Vormittags eingegangene Depeſchen. 


Köln, 14. Januar. Heute Abend wurde Oberbürgermeiſter Becker 
zu Dortmund mit 17 gegen 12 Stimmen, die auf Herrn Niepercin 
fielen, zum Oberbürgermeiſter von Köln gewählt. 

Madrid, 14. Januar. Der König iſt hier eingetroffen. Er wurd 
von den Mitgliedern der Regierung, den Zivil- und Militärbehörden 
empfangen. Auf dem Wege zum Schloſſe fanden enthuſtaſtiſche Be⸗ 
grüßungen durch die Bevölkerung ſtatt. 

Verſailles, 14. Januar. Die Nationalverſammlung berieth das 
Kadresgeſetz fort und beſchloß mit 345 gegen 332 Stimmen, daß das 
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Bataillon künftig aus 4 Kompagnieen (2 Kapitäne für jede Kom⸗ 
papnie) zuſammenzuſetzen ſei. Der Kriegsminiſter erklärte, dieſe Um- 
formation wäre in kürzeſter Friſt ausführbar. er 

Verſailles, 14. Januar. Bei Sitzung der Abtheilungen theilte 
der Juſtizminiſter mit, daß die gerichtliche Unterſuchung wegen der 
Vorgänge bei der Deputirtenwahl im Departement Niovre auf alle 
Departements ausgedehnt nicht den geringſten Anhalt dafür ergeben 
habe, daß für die gedachte Wahl ein bonapartiſtiſches Circulair er⸗ 
laſſen ſei. Der Miniſter erklärte weiter, er habe gegen die Einfegun 
einer parlamentariſchen Unterſuchungskommiſſion Nichts einzuwenden, 
vorausgeſetzt, daß dieſelbe gegen die Grundſätze über die Scheidung 
der geſetzgebenden von der richterlichen Gewalt, nicht verſtoße. : 
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Berlin. 14 ganuar en S. Barometer 27, 11 Therwo⸗ 
meter früh + 3 R Witterung: trübe. 

Der Zerminkandel in Rog gen war heute recht unbedeutend und 
* auch in den Preiſe hat ſich nur wenig verändert. Waare heute etwas 
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Breslau, 14. Januar. 


3 Feſter. 
Bi: une 97, 00 de. junge —. Oberichleſ. 145,75, R. Oder⸗ 
Ufer St. A. 114.60 do. do. rioritäten 115 50. Seamuofen 513.00. Lom⸗ 
barden 530,00. Italiener —. Silberrente 6900 Rumänier 35.00 Bresl. 


. Diskontobank 85,50. do. Wechslerbank 76 25. Schleſ. Banko. 108,50 
Kreditaktien 41700. Laurabütte 12700 Oberſchleſ Eiſenbahnbed. —. 
Fe — Bankn. 1 1 Ruſſ. Banknoten 282,85 Schleſ. Ber Ans: 
Ditdeutfbe Bank —. Breslauer Prov.⸗Wechslerb. —,—. 
ah 90 10. Schleſiſche Zentralbahn —,—. Bresl. Oelf. —. 


Telegraphiſche Korreſpondenz für Fonds-Kurſe. 
Va a. M., 14. Januar, Nachmittags 2 Uhr 30 Minuten. 
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2 69 apierrente 644. 1860er en 113 1864 er Koofe 299 50. 
SP eh 5 1 82 9896. D Deulſch⸗oſterreich. 86%. Berliner Bankverein 
80. ffrranlfurter Bankverein 82%. do. Wechslerbank 81%; Bauf- 
aktien 8846. Meininger Bank 92%. Haba’ ‚de, nd 11256. 
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per dieſen au 54,5 Rm bz, Jan Febr. 175 1 Mai 56 Rm. 55 
Mai⸗Juni 56,5 Rm. bz, Sept. "Oft. 59 5 Nm. Petroleum 
raffin. (Standard white) per 1000 logg, mit on loto 27 Am. Bi, 
Fin dieſen Monat Rm. bz., Jan. Febr. 243 Rm. B., Febr.⸗März 23 3 
Rm. B, Sert⸗Oktober —. — Sp Fritus per 100 Liter a 100 Ct = 
10,00 pct. loko ohne Faß 54,2 Rm 1 5 per dieſen Monat — loks mit 
A — per diefen Monot 55,2 55,55 51,4 Rm. bz, Jan. „Febr. do., 
April⸗ Mar 57 574 57.3 Rm. bz, Mat- Juni 57.2 -57,6 6—57.5 Nm. 
bz, Juni⸗Juli 584 5% Rm. bz., Juli⸗Augyſt 59 4- 5% Rm. bz, 
Allg. Sept. 59.8 6) Rm bz. — Mehl We zenmebl Ner. 0 2725 — 


Stilles Geſchäft bei wenig feſter Haltung. 
lagewerthe belebter, Looſe ziemlich feſt. 
Nach Schluß der Börſe: Kreditaktien 208%, Franzoſen 271, Lom⸗ 
barden 115, Nordweſtvahn —. 
Frankfurt a. M., 14 7 Abends. [Effekten⸗Sozietät. 
K editaktien 2084, Framoſen er Looſe — Lombarden 
ae Galizier 219%, Silberrente 26950 Nordweſtbahn 135%, Band 
n 885, . 1 91 eree 64½, Albrechtsbahn 78, Elifab: ihbahn 173, 
Böhmische Weſtbahn —, Darmſtädter Bankaktien — Ungar. Looſe 
eſt, wenig Geſchäft. 
ien, 14. Januar, Nachmittags 1 Uhr 5 Min. Kreditaktien 
228, 25. n 297, 00, Galizier 240, 50, Anglo Auſtr. 140, 30, 
Yintonbant 105 Neigen 149, 00, Lombarden 120,75. Napo' 
5 aber geſchäftslos. x 
nahe: Na animirt. Krceitakt. 227, 00, a _,—, 
7 297, 00, Galizier 239, 50, Lo baren, ER £ Anglo⸗ 
r 140, 50, Unionbank 107, 00, Nordweſtbahn 1 7. 50. 
uten 14. Januar. Die große tat brülcte Bah⸗ 
Franzoſen 8 


Franzoſen ı matt, An⸗ 


nen und Renten waren 928 gefragter. 

Nachbörſe. Feſt, aber ſtill. Areditattten 227, 50 
0). Galizier 211, 00 Anglo⸗Auſtr. 140, 00. Unionbank 104, 90 
Lombarden 127, 50. 7 

n Papierrente 70, 30. Silberrente 75, 70. 1854er 
Looſe 104, 50. Bankaktien 1001. Nordbahn — —. Kreri Fa 
228, 25. Bargen 298, 00. Galtzier 240, 50. Nordweſtbahn 148 20 
vo. Lit. B. 74, 00. London 110, 80. Paris 44, 10. Frankfurt 54, 00 
Böhm. Weſbabu —. —. Kreditlooſe 166, 00 1860er Looſe 112, 20. 


Die heutige Börfe eröffnete in ſeſterer 


11. Januar 
Courſe ſetzten auf ſpekulativem Gebiet im Anſchluß an 
Im weiteren Verlaufe des 
ch bei noch immer ſtark ausgeprägter hen 
Die Courſe 

fen denn auch theilweiſe niedriger, wie geſtern, und konnten ſich 
m vereinzelt auf ihrem Anfangsnipegu behaupten. 


8 gern, 
D altang; die 
5 - auswärtige Notirungen vielfach höher ein. 
Geſchäfts aber machte ſi 

ſigkeit eine Abſchwächung ziemlich allgemein geltend. 


Der Kapitalsmarkt wies eine feſtere Grundtendenz auf und für 
inlandiſche ee ergab ſich elwas regere Nachfrage. Im all⸗ 
aemeinen aber volliog ſich das Geſchäft auch heute ſchleppend, und die 
Umf are bewegten ſich in ſehr engen Grenzen. 

Geldſtand zeigte keine weſentliche Veränderung; im Privat⸗ 
er betrug das Diskonto 31— g Proz, für erſte Deviſen. 

Im Vordergrunde des Berichte ſtanden heute 85 Oeſterreichiſchen 
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171,50 bz do. U. Ser. I 96,75 bz Mähr. Grenzbahn 5 „69,50 G 
Turk. aug 43,25 B do. Dortm. = 31,00 Oeſterr. Franz. St. 4320,25 bz B 
Sale 2 do. do. 186916 55,70 63 B bo. II. Sei 11 98,50 8 Deftr. Nordweſt. 25 G 
31 do. do. Meinel6 | 56,25 do. (Nordbahn) ö 103,25 B Südöfte. Bon (eb) 3 248,40 b B 
A do. e e 98,00 bz B Berlin. Anhalt 96,75 B do. Lomb, Bons 
: % Ungsrifche Loofe — 175,00 4 G do. do. 1 100,50 G de 1875 19,70 B 
5 — Renlan, r do. Lit. B. 4100,50 G do. do. de 187006 102,25 B 
do. do. 110 Bauf: u. Kredit⸗Aktien uud] Berlin-Görlitz 5 102.75 G do. do. de 187/816 105, G 
Kur- u. Neum 4 Antheilſcheine. Ve a 0 94,90 b Czarkow⸗Azow 5 97,50 G 
ommerſche Bk. f. Sprit( Wrede) 7Y 58,40 bz G 1 94.54 Jelez⸗Woroneſch 5 | 98,50 bz G 
Barın. Bankverein 5 92,50 G Bel. „gie “Mob. Kozlow. Woroneſchſß 101, 4 G 
Berg. Märk. Bank 70,00 1 50 300 ı Kurgk⸗Charkow 5 99,50 bz G 
Berliner Bank 4 76, 50 G A 0 92,75 bz B. LKurſk⸗Klew 5 10 0,75 bz G 
a 1 do. Bankverein 5 81,00 bz @ Bell. Sten fl! 93,75 bz G Mosko⸗Rläſan 5 101,0 bz 
136 10780 5 bo. Halder 275,00 do. IIl. Em. 1 | 93,75 65 G KNiäſan-⸗Kozlow 5 [100,59 bz 
878060 Pie 5 107,0 Hanbefsgei. A117, ‚50 b do. IV. Sv. St.. 4103,00 8 * N 
1 105i. 5 10250 C. 75 echslerbank ö 52,00 bz do. VI. Ser. do.4 94, 00 B Warſchau⸗Teresp. 5 99,109 
5 Feen e u 10160 8 do. Prod. u. Hdlsbk. 35 85,50 bz & Bresl.⸗Schw.⸗Frb. 1 98,25 bi G kleines 99,10 B 
ee e on 7100,20 b Bresl. Digcontobk 1 | 85,25 bz B Köln⸗Krefeld 4!| 96,25 bz eee 5 100, vz 2 
9 lle 15 A 141002 50 b 8 Bk f. sdw. Kwilecl 60,00 G Köln⸗Mind. I Em. 4100,50 G 5 100, bz B 
0. (11 rückz.)un 8 101 0% b B Braunſchw. 1 4 108,00 bz G do. 11. Em.5 104, G eite votze u. Stamm⸗ 
rn er 103,50 65 Bremer Bank 112,25 G do. do. 1 | 95,25 G Prioritäten. 
Rhein. Prov.-Ob 10 9900 6 Ctralb. f. Ind. u. H. 5 76,25 bz G do. II. Em. 192,75 G Aachen · Mateich 11 33, etw bz E 
* 1 60 8 Centralb. f. Bauten 5 57,00 bz G Cöln-⸗Mud. IV. Em 4 93,60 b Altona-Kieler 5 1111,50 bz 
zei Inger ae 80 Coburg. Spe 75.250 do. VE“! 9900 % Amſterd.⸗Rotterd. 1 103,75 bz 
1 ae 17 00 Danziger Privatbk. 4 116,00 bz B Halle-Sorau-Gub. 5 98,50 bz Bergiſch⸗Märkliſche l 86,50 bz 
1 a 26 60 b B Darüber Kred. 4 146,00 bz G Märkiſch⸗Poſener 5 5 102,00 G Berlin⸗Anhalt 1 1121,25 bz 
gr 12004 305 bz Zettelbank 4 1102,40 1 »Halberft. 4100,10 G Berlin⸗Görlitz [4 70, bz B 
A 67.4 411300 8 Hefner Kreditbk. 1 91,50 8 G do. do. 18651441100,25 G do. Stammpr.5 99,50 bz B 
fl.. 124,30 B Del Depoftienbant 5 96,00 do. do. 1873441100, B Balt. ruſſ. (gar.) 3 | 55,70 G 
95 0 1055 8 8 Deutſche Unſonsbk. 1 73,25 bz G. do. Wittenb. 3 73,75 B Breſt⸗Kiew 5 63, bz G 
5 Disc. Commandit 1 166,00 bz B Niederſchl⸗Märk. 4 97,60 G Breslau Warſch. S. 5 | 39,00 bz 
0 Genf. Credbk. i. Lig. — —, — do. II. S. a6 2 thlr. 1 95, bz G Berlin- amburg 4 189,75 G 
5 Gent an 1 4 2 75 15 = 95 c. I. u. i r 97,00 Berti Pb Dh er 10 G 
. x 2 ö ewb uſter 4 | 64,75 o. con. III. Ser. 4 96, erlin⸗Stettin 39, 
Bene 30 10550 — 25 Gothaer Privatbk. 192,00 3 Oberſchl. Lit A. 5. 93, 5 Böhm. Weſtbahn 5 88 30 65 
Köln- Mind. P. 3 gannover che Bank 4 104,90 ix G do. do. B. 3185,25 b Breſt⸗Graſewo 5 43, bz G 
Ausländiſche Fonds. znigsberzer O. B. 1 80, & do. do. C. 492.75 € Breol Schw.⸗Frb. 4 96,80 bz B 
Amer. Anl. 1881 6 Leipziger Kreditbf. 1 150,00 dz B do. do. D. 4 | 93, Köln⸗Minden 4 116,25 bz 
do. do. 1882 gek. 6 97,40 G Luxemburger Bank 4 110.00 bz B do. do. E. 3 85,20 B do. Lit, B.) 5 107, bz G 
do. do. 1885 7 102,50 bz Magdeb. Privatbk. 4 110,00 G do. do. F. 4/100,75 B Crefeld Kr. Kempen 5 310 b 
Newyork. Stadt. A. 199 70 B Meininger Kredbk. 1 92,50 bz B do. do. G. 4 99,40 b Galiz. Carl⸗Ludw. 1 110,10 bz 
FE do. Goldanleihe 5 99,00 bz G Moldauer Landesb. 4 49,75 do. do. H. 4 100,70 U . 30, 20 bz G 
Fan. 10 Thl. Looſe 10 2 B [RNorddeutſche Bank 4 143,75 bz do. Em. u. 1869.5 109,50 B do. Stammpr. 5 52, bz 


Kreditaklien und Lombarven, 


n, die die anfangs z zu höheren, ſpäter ai abge: | 
ſchwächen Cou:rfen ziemlich lebhaft umgtngen; Franzoſen waren we⸗ 
nig verä dert und ſtill. 

Die fremden Fonds und Renten hatten in ziemlich feßer Haltung 
mäßige Umſätze für ſich; Türken und Italiener waren ziemlich belebt, 
1800er Looſe weichend. Waſſiſche Pfundanltihen und Bodenkredit⸗ 
Pfandbriefe theilweiſe gefragt 

Deulſche und Preußiſche & aatefonds, ſowie landſchaftliche Pfand⸗ 
und Rentenbriefe gingen bii recht feſter Tendenz tbeiimeife lebhaft 
um. In Prioritäten entwickelte ſich nur geringfügiger Verkehr zu 
ziemlich behaupteten Courſen; Preußiſche 4Iprozentige waren verein⸗ 
zelt gefragt, von Oeſterreichiſchen Zprozentigen Staats⸗ Prioritäten als 
belebt zu erwähnen. 

Der Eſſenbahnen⸗Markt eröffnete in ſehr feſter Haltung ziemlich 


Druck und Verlag von . Deter u. Comp. (G. Nötel; ia Polen. 


28 25 Rm, Nr. 6 u. 1 25,50—21 Rm, 1 Pn Nr. 0 24,50 — 
2350 Am., Nr. 0 u. 1 22 21 25 Nm. per 1 logr. Brutto unverſt. 
int. Sad. — Roggenmehl Nr. 0 u 1 per 8 1 za be 
au Sack per dieſen Monat 21,50 Rm. b 

m 2,80 Nu. dz, März April 21,75 Rm du, Fr a 
a 70 Rm. by, Mai⸗Juni 21,45 Rm. by, Juni Juli 25 — 3 5. 


| 
10 


Meteorologiſche Beobachtungen zu Poſen. 


Datum. Stunde | Tberm | Wind | Wolkenform 


14 Jan. Nuchm. 2 + 15 BO-1 bedeckt Nebel 
. Abnds. 10 + 171168 0-1 bedeckt. Ne 
15 » Morgs. 6 + 26 [ EWI-2 bedeckt Regen 


Waſſerſtand der Warthe. 
Poſen, am 13. Januar 1875 12 Uhr eg Meter. 


Barometer 260 
über der Oſtſee. 


28. 1 80 
28. 1 79 
20” 1172 


Lomb .— 128 25 1864er Looſe 141. 50. Unionbank 105, 80 

Mlen d 28, to 10, 68. peel bdaß 20, 8 RE — 

aten überkoupon g abethbahn J. Ungariſche 

Prämicnanleibe 84. 20. Preußiſche Banknoten 1, 

zondon 14 Januar Nachmittags 4 Uhr. 

Sprek. Raſſen de det 1008 Baron Naff de 1872 100 925 
roz. Ruſſen de roz. Ruſſ. de @ na 57 

2. Bo de 8 1575 8 rn de 1 
ereinig pt 03%. do. 5 pCt. fundirte 108% e Hi. 

a 67%. Oeſterr. Papierrente Ai R 00 

aris 

Rente 62, 00 ½, Anleihe de 1872 N 66, 35, 

657, 50, Lombarden 285, 00, Türken 42 
aris, 14. Januat, Nachmittags 3 Übr. 

Schlußkarfe.]! 3 proz. Rente 62, 10 Anleihe de 1872 100, 32%, 
Ital. 5proz. Rente 66, 25. Ital. Tabaksaktien —. Franzoſen 657 50 
Lombard. Eiſenbahn⸗Aktien 282, 50 . Prioritäten 948. 60 
Türken de 1865 42. 95 Türken de 1869 887 00 Türkenlooſe 123 — 

New⸗Fork 13. Januar, Abends 6 Ubr. (Schlußkurſe.)] 
Notirung des Goldagios 12%, niedrigſte 12%. Wechſel auf 
in Gold 5 D. 86% C. 5 12%. an Bonds de 1885 118%. | 
neue Hproz. funtirte 1144. / Bonds de 1887 118%. Erie⸗Bahn 9% 

New 9e 1 1 c 93%. New. Pork Zentralbahn 101%. Baumwollen in 

New Baumwolle in New Orleans 14%. Mehl 5 D. 15 C. 

Raffin. 3 in 5 9 1214. do. Phadelpbia 12%. Rother 

Frühjahrswetzen 1 D. 2 8 kold mixed) es C. Zucker (Fair 

refining M scovados) 98. Kaffee (Rio⸗) 184. Getreidefracht 11% 
| Hekate. Beſonders gil gilt d dad von den Mhelniſch ⸗Weſifäliſchen Bahnen 

die aber ſpäter matter wurden; auch Oberſchleſiſche und Berliner De⸗ 
viſen theilweise ſchloſſen niedrigen. “ 

Leichte inläntiiche Aktien blieben ſtill und wenig verändert. 

5 EN 7 Eiſer a5 8 
und leblo ordireftiabn matter und ziemlich belebt; Rumänen und 
Elbethalbahn feſt und mäßig lebhaft, Gotthardbahn etwas offerirt. 

Bankaktien u > duſtriepapiere waren wenig verändert und 
ruhig; e Pevifen, beſonders Diskonto⸗Kommandit⸗ 


ranıofen 


deren ſpekal alioe 


Antheile, Preußiſche Bodenkreditbank, Laurablitſle und Dortmunder 


Union ziemlich lebhaft. Große Berliner Pferdebahn zu etwas abge⸗ 

ae e Ele Wel 2 . 
luß der Börſe feſt auf die Meldung von einer einprozntigen 

Diskontoherabſetzung in London. 


Hann. Altenbeken |5 27,40 bz nduftrie: i 
Löbau. Zittan 31 91,80 bz ® 3 2 NE 
Lüttich⸗Limburg 4 | 15,20 bz Bazar Acti tien — 70 b 
Ludwigshaf⸗Bexb. 1 1177,50 b Bist 5 en = 12330, bz B 
Kronpr.⸗Rudolph 5 | 67,25 6 0 1 
Markiſch. Ve en 1 | 30,10 4 G e 117 erfb. — 39,76 TE 
do. St.⸗Prior. 5 62,50 bj G do. Bockbrauere— 54,95 D5 
Magdeburg⸗Halb. 1 | 95,25 bz do. Brauer.Tivolt. — 91,75 b 
do. St.⸗Prior. B. 3 72, bz Brauer. Patzenhof — 1045 © 
Magdeb.⸗Leipzig 1 228,25 bz Brauerei Moabit — 55,75 bz 
800 Lit. BA 93,40 bz 8 Bresl. Br. e 25 3 
Mainz-Ludwigsh. 1 118,00 bz B 8 Si 7 — 6,½5 bi G 
Münſter⸗Hammer 1 | 98,50 bz = ing. M. E pin. 51.50 G 
Runde err e. 49 10 65 ® Kiara, Weber Bei — 29, 8 
Nordh. Erf. gar, 4 46,10 bz Forfte 8 € brit 23, 5 
do. Stammpr. 14 45,25 bz G 15 ee 2 55 ri 43.25 G 
Sn v. St. gar. 35 71,60 bz Ne * onrob 45, bz B 
Sberſ. Lt.A.C.u.D 3,144,503 Ener aſch. G. 
de. List. B. 314,10 %ñ᷑ Sehe 138.30 e 
Oeſtr rz Suuteh. 5 185, G Sante ee 
do. Sido. (Lomb. JB 227, 3 17 ce chen —1 27, @ 
ruß Südbahn 4 | 45 
hg an le 79 „80 8 G M Fabrik Ege 95 — 32, B 
Rechte Oderuferb. 5 113,80 bz nn ute hd 
do. Stammpr. 5, 114,90 bz 2. C emniß — —) 20, _ 
Reichenberg⸗Pard. 45 67,60 G cenbüttett G. — 25,75 bz 
Rheiniſche 4 1195,25 b Sali e u. Soolbad — 43, etw bi B 
do. Lit. B. v. Stg. 1 92,25 5 Schleſ Lein Kramft — 90,90 bz 
melee, 14 | 23,00 b3 Ver Digd. Spr Br. = 52, 5 
er 85 >. 63 G Wolflbanku. Wollw. — 88 8 
Stargard⸗Poſen 43/105, 0 b 
Rum. Cifenbahn 5 | 34,90 95 B Verſicherungs⸗Aktien. 
Schweizer De 4 | 21,90 bz 1. Mind F V. G. — 7800 G 
do. Union 410,50 bz Aach. Rück⸗Verſ. G. 455 1638 & 
. 1109,50 bz B Allg. Eiſeub. Vſ. G. —|1420 & 
gar. 4 90,00 bz G Berl. Ld. u. W. G. — 795 G 
Tamines Landen 4 1700 b B do. Feuer⸗Verſ. G. — 1005 G 
Warſchau⸗Wiener 5 260,10 © do. Hagel⸗Aſſ.⸗ G — 465 G 
do. Lebens⸗V.⸗G. — 1935 G 
8 F. Ds 2 5560 G 
Gold, Silber u. Papiergeld. Concor 17 7 ‚2 — 166 & 
** 5 Dance „V.. G —570 8 
Louisdor N vide B..G.|—400 G 
Souvereigns — 20,43 & Dresd Allg. Trſ.⸗V. — 810 G 
D 1 e — 16,27 G Süffeldorf de — 1050 & 
Dollar — 4,20 G Elberfeld. F 3.88. — 2400 G 
Imperials — 16,70 G Fortuna, Allg Vrſ. me 3 
Fremde Banknoten — 99,75 bz Germania, L. V. G.“ — 
do. (einl. i. Leipz.) — 99,90 bz Gladbacher F. B. G. — 1760 % 
Oeſterr. Banknoten — 183,15 bz Kölniſche Hag B. —312 8 
do. Silbergulden— 19500 G do. Rückverf. Gel. — 343 G 
Ruff. Not. 100 R. — 282,80 bz Leipziger Feuern G — 5970 G 
DE All. Unf. V. — 293 G 
Feuer⸗V.⸗G. — 2279 B 
Wechſel⸗Kurſe. be. el-Verſ. G. — 216 © 
do. Lebens⸗V.⸗G. — 294 B 
Berliner Bankdisk. 6 do. Rückverſ.Geſ. — 515 G 
Amſterd. 10 fl. 8 T. 31 174,00 bi Mecklenb Lebenovſ. — — — 


Nieder. Güt. Aſſ. G. — 630 
Nordſtern, Leb. V. G — 596 8 
Prenp. Segel G. — 90 B 
A. G — 129,30 bz G 

do eben „G. — 297 8 

do. Nat.⸗Verſ. G. — > bz G 

rovidentia, V.⸗G. — 160 

de Witf. Lloyd. 


do. do. 2M. 35 172.90 bz 
London 1 Cſtr. 8 T. 6 | 20,47 pz 
Paris 100 2 44 — 81. 45 b4 


T. 4 81,50 ss 
do. 100 Br. 2M. 1 8100 bz 
555 70 1 8 2.5 183,00 bz 


5 
do. 2M. 5 181 85 bz do. Rück⸗V. G. — 186 B 
Augsb. 100fl. 2M. 5 120,09 G S do. do. — 182 G 
Leipzl 100 Thl. ST. 1 99.75 G Schleſ. Feuer⸗V. G. — 570 G 
es ass er 55 10 wie „Verſ. G. — 310 G 
5 bz nion, Hagel. — 315 
Warſch. 100k. 52 6 282.25 5 S8 . = 


Galiner ſchwach behauptet 


„14. Januar, 1872 100 45 12 Uhr 40 Minuten. proz. 


— 


